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Die Deutschen, ein Hundert-Millionen-Bolk.
Von Dip1. oee. Friedrich E·beling. «

Nur wenige Völker leiden Unter dem tragischen Geschick,fast
den dritten Teil ihrer Volks-genossen außerhalb der Grenzen des

Mutterlandes zu wissen. Neben Uskrainserm Ungarn und Polen stellt
das Deutschtum eins starkes Kontingent der europäischennationalen

Minderheiten, die sich im Osten und Südosten Europas auf fast
alle Staaten verteilen, während die Sprachengrenze im Westen
Europas verhältnismäßig scharf verläuft. Deutsche Minderheiten
westlich der Reichsgrenzen sind erst durch den Versailler Friedens-

vertrag entstanden und finden sich allein in Elsaß-itT-othringenund

Belgien. Durch dieses, dem proklamierten Sebbstbestimmungsrecht
der Völker iwidersprechende Diktat wurden insgesamt 3,6 Millionen

Deutsche vom Mutterlande abgetrennt, und zwar

»

» «

Davon deutscher
Abgetreten an

v

qkm begsskcsxsngMuttersprache
Gesamt I v. H.

polen . . . . . . 46 142 Z 855 ooo HZo 546 ZU

Frankreich. . . . . ia 522 ssea 000 HZZT 655 87,cic
Dänemark . . . . . 3993 see 000 40 904c 24«7

Titauen . . . . . . 2 657 Hi 000 75 809 52,4

Freie Stadt Danzig . l IH — Zzi ooo 3i8 375 96,2

Belgien . . . . . . soze 60 000 49 Sei 82,(;

Tschechoslowakei . . 316 as ooo 7173 H,9

70 579 6 are ooo Z 558 023 54,9

Die Ziffern, die der Muttersprachenstatistik für 1910 entnommen

sind, bedürfen jedoch einer grundlegenden Korrektur. Trotz der

Fremdfprachigkeit ist weit-en Schichten das deutsche Gemeinschafts-
gefühl so in Fleisch und Blut übergegangen, daß auch roße Teile

der Masuren, Polen, Wenden, Dänen, Litauer usw. a s Deutsche
anzusprechen sind. Ein Beweis dafür sind die bekannt-en glänzenden
Abstimmungsergebnisse und die Zahl der Stimmen, idie in den ab-

getrennten Gebieten'bei politischen Wahlen für deutsche Listen ab-

gegeben worden sind. Andererseits hat dieZahl der Deutschen
vornehmlich in den an polen gefallenen Gebieten durch freiwillige
und mehr noch edurch erzwungene Asbwanderung eine Minderung
erfahren.
Rächst dem Deutschen Reiche hat das ehemalige Osterreich-

Ungarn durch den Zerfall der Doppelmonarchie sdie größte Einbuße
an Deutschen erlitten. Im Jahre 1910 wurden in Osterreich
9951000 Deutsche = 55,6 v. H. und in Ungarn .2 037 000

= 9,8 v. H. der Gesamtbevölkerung ermittelt. Von diesen verblieben
6005 562 im Staatsverbande der Republik Ost-erreich, der Rest
verteilt sich auf fünf verschiedene Staaten, nämlich Tschiechoslowakei:
3 218 000, Ungarnl 551 2oo, Iugoslawien 508 100, Rumänien 534 400
und endlich Italien 252 000. Die Differenz zwischen der Gesamt-
zahl Österreich-Ungarns«und der Nachfolgestaaten erklärt sich aus

der inzwischen vorgeganigenen Entdeutschung, vor allem aber aus der

nicht einwandsfreien Statistik der betreffend-en Länder. Süd-sla-wien,
bz-w. das alte Serbien, und Rumänien beherbergten schon vor dem

Kriege deutsche Minderheiten, und zwar Serbien 5300 und Rumänien

einschließlichder Doibrudscha 29 400. Auch in Alt-Italien wurden

deutsche Mehr- und Minderheitsgemeinden festgestellt. Ebenso lebten

schon vor dem Kriege in Kongreßpolen und den an Polen ge-

fallenen russischen Gebieten 720 ooo Deutsche. In Rußland selibst
wurden bei der letzten Volsksizählung 1000 000 Deutsch-e ermittelt,
die zumeist in geschlossenen Siedlungsgebieten leben, während in

«Litau-en (ohne Memelgebiet) etwa 30 000, in Lettland 71000 und

in Estland 19 000 Deutsche gezählt wurden. Dazu kommen in der

Schweiz 2751000, in Luxemburg 243 000 und in Liechtenstein
12-000, ferner in anderen europäsifchen Staaten (zumeist Reichs-
deutsch-e) 119 000 Deutsche

Zahl der Deutschen in der Welt (in x000):

. , » wi«encka·t1i e MS
Amtltche Zahlung Sdgiätzllnkgnghög

Von I Zahl höchste lniedrigste

Deutsches Reich . . s925 SZ 225,0 —- i — —

Österreich . . . . . x925 6003,5 ezoos a ioo 94,9
Tschechoslowakei . . i92i 32i7,9 3500 3350 25,2

Schweiz, Tuxemburg i920jx922 3022, Zizx 294s 7Z,9

Frankreich . . .
i

. i92s Hisz 1900s s500 a,3

Polen .
-

. . . . 192s 1058,9 x500. Hoo 4,9

Rußland . . . . . i920 9x0,6 x500s iooo x,5
Rumänien. . . . . i920 7i5,9 soikoj 750 5,8

Ungarn . . . . . . i920 55i,2 6004 550 7,0

Südslawien .
· «

. i92i 5xZ,5 800! 530 5,5

Danzig . , . . · . x923 348,5 360 340 95«4

Italien . . . . . . 1»92x s95,6 500 225 0,6
Baltenländer (einschl.

Memel) . . . . . i923xx925 s90,3 24s i23 Z,6
Belgien . . . . . . s920 98,5 sso 120 x,8
Dänemark. . . . . s921 40,2 80 as i,9
Andere . . . . . . i920xx923 69,9 254 88 ;

Europa . . . . . . z 8s795,9 84 456 8x258 s7,5
Amerika . . . . . s92s 8371,11) 15 568 9069 —

Asien. . . -. . . . x920 HZ,82) 200 x2s —

Afrika3) . . . . . .
— 70 58 —-

.Australien. . . . .
— tax x28 —

Erde . . . . . . . 903x0,8 soo 455190 634 5,s

l) USA und Kanada. I) Asiatisches Rußland. I) einschl. Französ. Fremdenlegiom

In den außereuropäischenLändern sinds naturgemäß Sprachen-
statistiken sehr selten. Nur für das astatische Rußland, die Ver-

einigten Staaten von Amerika und Kanada liegen amtliche Zahlen
über die bei den Volkszählungen ermittelten Deutschen vor. Im übrigen
ist die Wissenschaft auf Schätzungen angewiesen, für die die deutsche
Auswanderungsstatistiik und die Mitteilungen privater deutscher
Vereinisgungen eine brauchtbare Grundlage bieten. Nächst den

genannten Überseestaatenleben die meisten Deutschen in Brasilien
(600 000), in Argentinien (150 000), Clhile (50 000), in ider Süd-

afrikanischen Union (50 bis 60 000), in Oueensland (56 000), Süd-
australien (44 000), und schließlich müssen auch die Deutschen in
der französischen Fremdenlegion leider auf wenigstens 30 000 an-

genommen werden.
Allein die Zahl der amtlich fest-gestelltenDeutschen in der Welt

beziffert sich auf 90 211000, die höchsteSchätzung für 1925 auf über
100 Millionen. Nimmt man von bei-den Zahlen das Mittel und

setzt den Geburtenüiberschußmit 7 v. T. an, so dürfte das deutsche
Volk Ende dieses Jahres die stattliche Zahl von 97 Millionen über-

schreiten. Damit ist es mit 17,5 v. H. der europäischenBevölkerung
das größte Volk Europas und wir-d in ·der«Welt nur noch von

Ehinesen, Indern und Russen übertroffen. Die deutsche Regierung
bringt ebenso wie die Allgemeinheit heute dem Auslandsdeutschtum
größeres Interesse entgegen und ist bemüht, es fester mit dem
Mutterlande zu verbinden, als es leider vor dem Kriege der Fall
war. Daher ist zu hoff-en, daß sdie Deutschen in Zukunft nicht nur

Kulturdiinger für fremde Völikser sind, sondern daß sich der Einfluß
eines hochentwickelten 100-Millionen-Volkes segensreich für die

deutsche Heimat und das deutsche Volk auswirken wird.

Der europäischeNationalitätenkongreß.
«

VonKurtTramplser.
Die Tatsache, daß die Notlage der meisten europäischenMinder-

heiten, wenn sie auch in ihren Abstufungen verschieden ist, dennoch
auf die gleiche Ursache, das System der Mehrheitsherrschaft, zurück-
zuführen ist, mußte notwendigerweise bei allen nationalen Minder-

heiten Europas einen guten Boden für den Gedanken schaffen, sich
Untereinander zu verständigen, sich auf eine einheitliche Zielformel
zu einigen und den Kampf um die große prsinzipielle Neugestaltung

’

Europas zusammenzuführen.
Diese notwendige Zwangseinstellung der europäischen Minder-

heiten allein konnte jedoch noch nicht für die Zusammenarbeit aus-

genützt werden, bevor eine Fiihrerschicht für diese Bewegung
eschsaffen war. Erst nach-dem sich eine Reihe hervorragender- Per-
fönlichkeitenzusammengefunden hatten, war die Möglichkeit des

Zusammenschlusses gegeben. (

94

Unter den deutschen Minderheiten und auch unter den Minder-
heiten anderer Nationalität hatte bereits etwa um das Jahr 1922
eine Fühlungnahme über ein gemeinsames Vorgehen stattgefunden
Im Jahr 1924 wurde dieser Gedanke der Gemeinsamkeit durch die

Initiative des Deutschbalten Dr. Ewald Ammende auf eine Zu-
sammenarbeit aller europäischer Minderheiten ausgedehnt. Er

regte an, zur Feststellung der allen Minderheiten gemeinsamen For-
derungen einen Kongreß der organisierten nationalen Gruppen in
den Staaten Europas einzuberufen. Die von ihm im Frühjahr 1925

verfaßte Denkschrift »Gründe, Richtlinien und programm für eine

Tagung der Vertreter aller organisierten nationalen Gruppen in

Europa« ist dann auch in der Folge zur Grundlage der ersten
europäischen Nationalitätentagung vom 14.——16. Oktober 1925 in

Genf geworden
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Solche Konsgresse hab-en inzwischen bereits drei«stattgefunden.
Der erste tagte t925 in Genf. Die Verbindung zwischen den ver-

schiedenen Tagungen wird durch einen vom Kongreß erwahlten
UUSschUß,sowie durch die ständige Geschäftsstelle«deren Leiter
der Generalsekretär ist, aufrechterhalten Somit ist heute eine
Organisation der europäischen Minderheiten geschaffen,die die

überwiegende Mehrzahl der europäischen Minderheitengruppen
umfaßt. .

..

Die Gesamtzahl der im Kongreß durch ihre berufenenRepräsen-
tanten, meist ihre Parlamentarier, vertretenen Minderheiten-

angehörigen beträgt heute etwa 40 Millionen.
»

Es war für die europäischen Nationalitätenkongresse ein un-

gewöhnlich großes Glück, daß sich sowohl in ihrer Vollversammlung,
wie auch in· ihrem Präsidium eine Anzahl führender Männer zu-

sammengefunden hat, die, im Leid des Nationalitätenkampfes
gereift und erfahren, mit geradezu prophetischem Weitblick an der

Gestaltung der Schicksale ihrer Völker arbeiten.

Besonders genannt sei als bahnbrechender Führer der Bewegung
der Präsident des Nationalitätenkongresses Dr. Josip Wilfan, der

Vertreter der slowenischen Minderheit im italienischen Parlament.
Jn ihliähat die europäische Nationalitätenbeweguiig einen aus-

gezeich ten Führer von reinstem und lauterstem Wollen, ungewöhn-
licher Selbstlosigkeit und höchster Befähigung gefunden, der bei allen

Minderheiten gleich große Verehrung, bei den Gegnern ungeteilte
Achtung genießt. Dem Präsidenten steht als einziger vom Kongreß
bestimmter Funkticsnär, der Generalsekretär Dr. Ervald Ammende.

zur Seite, in dessen Händen sich die schwierige Aufgabe der Vor-
arbeit zu den Kongressen, sowie der Aufrechterhaltung der Vers

bindung zwischen allen am Kongresse beteiligten Gruppen befindet.
Unter den Führern der deutschen Gruppen ragen besonders

hervor Dr. Schiemann, der bekannte Führer der Deutschen in Lett-

land und zugleich deutscher Vertreter im Kongreßpräsidium,
Dr. Werner Hasselblatt, der Schöpfer der estländischendeutschen
Kulturautonomie, Abg. Dr. Brandsch, der Führer der Sieben-

biirgener Sachsen, Landrat a.D. Dr. Naumann, der die Deutschen
in Polen vertritt und insbesondere, ebenso wie Dr. Schiemann,
Dr. Schmidt-Wodder und Dr. Brandfch, wesentlichste Verdiensteum

die Gestaltung der Idee der Volksgemeinschaft hat. Die Jüdischen
Gruppen verfügen in Dr. Teo Motzkin und Dr. Margulies und dem
Abgeordneten Robinson über hervorragende Vertreter. Die

unsgarischen Gruppen stellen neben Dr. sGeza v. Szzüllo»vor alle-m
im Vizepräsidenten der ungarischen Partei Rumäniens und Leiter

ihrer Minderheitenzeitschrift Dr. v. Jakabffy einen ausgezeichneten
Mann. Ebenso wie auch die Mitarbeit der beiden katalafnischen
Vertreter Prof. Masponsi Anglassel und Direktor Estelrich uberaus
wertvolle neue positive Gesichtspunkte ergab. Von den Russen sei
der Dorpater Universitätsprofessor Abg. Kurtschinski und- von den

Ukrainern der Führer der Ukrainer im polnischen SeJm, Abg.
Dr. Lewickyj, und von den TschechenParteisekretär Strnad genannt.
ES würde zu weit führen, alle bedeutenden Männer dieses Kons-

gresses einzeln auszuführen. Unter ihrer Leitung ist der Kongreß
geradezu eine Werkstätte emporreißender neuer Gedanken geworden.
Die Synthese praktischer Politik mit ethischen Gedanken freiheitlicher
Neuordnung der Völkerbeziehungen wird — damit soll eine Über-

zeugung ausgesprochen sein aus den Reihen dieser Führer der

Unterdrückten geboren werden und ihre Namen werden in der Ge-

schichte bestehen, wenn die Namen ihrer Unterdrücker bereits längst
vergessen sind.

V
«-

«

Die Arbeit der europäischenNationalitätenkongresse ist nicht
wirkungslos geblieben. Zunächst hat sie eine Arbeitsgemeinschaft
der europäischen Minderheitengruppen geschaffen, der. die über-

wiegende Mehrzahl aller dieser Gruppen angehört. Die Zusammen-
arbeit aller Gruppen hat bereits für manche Gruppen reiche Früchte
getragen. Auf Grund der Einigung auf dem Kongreß haben die

Minderheiten innerhalb verschiedener Staaten (z.B. Polen) ihre
Wahllisten blockiert und sind so zu erheblich höherenMandatss

zahlen für die Vertretung in den gesetzgebenden Korperschaften
gelangt. Teilweise haben sie gemeinsame Organe herausgegeben, in

denen sie solidarisch ihre Forderungen an die Staatsleitung vertreten.

So ist innerhalb der Staaten das Gewicht der nationalen Minder-

heitsgruppen erheblich gewachsen.
Auch über die Grenzen einzelner Staaten hinaus ist durch diesen

zusammenschluß von über 40 Millionen Menschen die Bedeutung
der Nationalitätenfrage stärker ins Bewußtsein der öffentlichen
Meinung eingedrungen. Eine der Hauptaufgaben der Nationali-

täten, die neuen Gedanken des Nationalitätenrechts und damit der

neuen Regelung der Völkerbeziehungen überhaupt über die ganze

europäische Menschheit, auch über die Staatsvölker zu verbreiten,
ist«durch diesen Zusammenschluß eigentlich überhaupt erst möglich
geworden. Was die einzelne Gruppe niemals vermocht hätte, das

vermag hier der Zusammenschluß der verschiedensten Nationalitäten
mit deni Ziel der Durchsetzung eines großen neuen Rechtsprinzips.
Diese allmähliche Auflockerung der im Gedankenkreis des omni-

potenten Staates erstarrten Mehrheitsvölker ist oft nur schwer nach-
zuweisen. Sie kommt aber doch in verschiedenen Anzeichen lebhaft
zum Ausdruck. Die Behandlung der Nationalitätenkongresse in der

europäischen Presse nimmt von Jahr zu Jahr zu. Die Ent-

schließungen der Kongresse werden mehr und mehr als sachliche
Verhandlungsgrundlage für die Reform des Nationalitätenrechts
genannt und die Gedankengänge der Kongresse haben in den Ver-

handlungen der interparlamentarischen Union und insbesondere in

den Verhandlungen des Weltverbandes der Union der Völkerbundss

ligen feste Wurzeln gefaßt.
So hat die Minderheitenkommission des Weltverbandes der

Völkerbundsligen eine der Grundforderungen der Kongresse, sach-
liche Aussprachen zwischen Vertretern der Staatsvölker und der

Minderheitsvölker einzurichten, ausgeführt und vollzieht eine immer

größere Annäherung an die programmatischen Forderungen des

Kongresses. DieseAnnäherung kam auch aufdemKongreß von Sofia (192 7H
und noch mehr auf den Kongreß im Haag (t928) zum Ausdruck.

Ein wesentliches Aufgabengebiet der Iiiinderheitenführer, das

sich infolge der gewonnenen Solidarität eröffnet, ist die Einwirkung
auf die innerstaatliche Nationalitätenrechtssetzung Hier ist die

Möglichkeit angedeutet worden, daß die Führer der Nationalitätens

gruppen auf die Teile ihrer Volksgemeinschaft, die in einem
anderen Staat die Mehrheit bilden, einwirken, daß diese Mehrheitss
gemeinschaften in den von ihnen beherrschten Staaten eine den

Forderungen des Kongresses entsprechende Gesetzgebung einführen-
Zusamnienfassend: Es ergibt sich aus der die Kultur der ein-

zelnen Völker erhaltenden, aber durch die gemeinsame Heraus-
bildung der Prinzipien der neuen Gestaltung Europas völker-

verbindendensTätigkeit der europäischen Nationalitätenkongresseeine

Fülle von zukünftsmöglichkeiten Es ergibt sich daraus, wenn die

Staaten sich dieser neuen Bewegung nicht in Erstarrung in über-

altertem Denken verschließen, die Möglichkeit, die Neugestaltung
des Verhältnisses zwischen Staaten und Völkern in Europa in

evolutionärer Form zu vollziehen. Wird auf diese neue Bewegung
jedoch nicht gehört, so dürfte auf die Dauer die revolutionäre Ge-

staltung, von der allerdings fraglich ist, ob an ihrem Ende nicht der

Zusammenbruch Gesamteuropas stehen würde, kaum zu umgehen
sein. Es ist das Verdienst des Kongresses, die europäischeMensch-
heit vor eine ganz klare Wahl gestellt zu haben:

Er hat als Rechtsgedanken die ideelle Freiheit und die
materielle Gleichberechtigung aufgestellt.

sDie europäischen Staatsvölker haben zu entscheiden, ob sie
gewillt sind, ihre Politik zur Funktion dieses Rechtsgedankens zti
machen und damit den Frieden zu erhalten, oder ob sie ihre
Politik weiter als Funktion eines der Entwicklung des Rechts-
bewußtseins nicht mehr entsprechenden tatsächlichenRechtszustandes,
der dem Rechtsgedanken zuwiderläuft, ausführen wollen und damit
die Lösung der großen europäischen Fragen unmöglich machen.

Nochmals: Die Wahl ist gestellt! Die Staaten Europas haben
zu wählen!

"

Mit Genehmigung de»sVerlages R. Oldenbourg, München, veröffentlichen
wir die vorstehenden Absatze aus dem soeben erschienenen, dem Problem der
Minderheiten gewidmeten vortrefflichen Buche von Kuti Trampler, »Staaten
und Nationale Gemeinschaften«. Die Professoren oon Calker und Haushofer
haben dem gründlichen Buche Einleitungsworte oorangeschickt.

Weitwirischasi
Aus einer Rede, gehalten zum Jubiläuiuder Deutschen Weltwirtschaftiicheu Gesellschaft

Von E r i ch K och - W eser, Reichsjustizminister.

. . . Niemals sonst ist in der Welt die riesenhafte Aufgabe
gelöst worden, innerhalbenger Grenzen ein Volklvon 40 Millionen
aUf 70 Millionen Einwohner zu bringen. Fast- imnier haben diese

Fragen entweder Eroberungskriege gelöst oder Dezimierungen der

Bevölkerungdurch Auswanderung oder durch Krieg und Pestilenz
erledigt Nur indem Deutschland vor dem Kriege in enger Verbindung
Mit der Weltwirtschaft Waren ausführte und die dadurch ge-

wonnenen Kapitalien zur Ausdehnung seiner heimischen Pro-

duktionsstätten benutzte, war es möglich, die sich mehrende deutsche
Bevölkerung im eigenen Lande und in erträglichen Lebens-
bedingungen zu halten«

Sich abwendend von den großen Werken des Friedens hat
vier Jahre lang menschliche Kraft in unmenschlichem Ringen
Übermenschliches geleistet. Als sich die Menschheit auf sich
selbst besann, war die Welt und die Weltwirtschaft eine an-

dere geworden.
’

»
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Der Heimaidienst
—

Außereuropäische Mächte sind hochgekommen. Das autarkische
Amerika ist ein Tand des Kraftüberschusses geworden, das

nach fremden Märkten und Kapitanlagen strebt. Es ist wirt-

schaftlich Europa mehr abgewandt als früher, indem es sich neue

Märkte in Südamerika und jenseits des Stillen Ozeans zu er-

schließen sucht. Es ist auch politisch europascheu Und europamüde
geworden. Das spanische Südamerika ist zum Gefühl seiner Kraft
und Selbständigkeit erwacht. Rußland hat sein wirtschaftliches,
politisches und kulturelles Verhältnis zu Europa fast völlig gelö·t
und sperrt sich durch sein Außenhandelsmonopol von weltwirtschaftx
licher Durchdringung ab. Im britischen Weltreich sind im Verhältnis
zwischen Mutterland und Dominions die Bande der Befehlsgewalt
und Disziplin zerschnitten. Der unmögliche Gedanke der wirt-

schaftlichen Autarkie dieses Reiches wird kaum noch verfolgt, der
Zusammenhalt besteht, fester als mancher glaubt, nur noch in der
kulturellen Zusammengehörigkeit und der gemeinsamen Lebens-

auffassung England geht auch daran, das Verhältnis zu seinen
Kronkolonien vor-beugend umszugestalten

Diesem zielbewußten Streben gegenüber ein balkanisiertes
Europa: 35 Staaten statt 26, 27 Währungen statt Iz, 38 Zoll-
gebiete statt 26, 11000 Kilometer neue Zollgrenzem ein Europa,
das es in keiner Hinsicht zu einem gemeinsamen politischen und

wirtschaftlichen Abwehrwillen bringt. ,,Europa will«, hört man

nur in Rußland, ,,Europa sollte wollen« in Amerika.
Und in diesem Europa ein Deutschland, dem der Versailler

Vertrag grundlegende Strukturwandlungen gebracht hat durch Ab-

tretung von Gebieten mit hoher landwirtschaftlicher und industrieller
Produktivkraft, ein ausgeblutetes, verbittertes, schwer lenksames
Volk, das durch Kriegsausgang und Wirren fast an den Rand des
Verderbens gebracht ist. Innerhalb dieses Volkes unerhörte Um-

schichtungen im Altersausbau, im Prozentsatz erwerbsfähiger Er-

wachsenen in der Berufsverteilung. Eine gleiche Umschichtung in

Vermögen und Einkommen: eine soziale Herabdrückung weiter

Besoölkserungsschichtem und zwar gerade derjenigen, die Jahr-
hunderte hindurch die kulturellen Leistungen des Volkes maßgebend
beeinflußt haben. Weiter die Zusammenballung von Wirtschafts-

einheiten, die mit den politischen Gebietseinheiten der Länder nicht
mehr übereinstimmen und immer mehr mit dem politisch-terri-
torialen Aufbau kollidieren. Endlich die alte Raumnot in noch
gesteigertem Umfange. Landwirtschaftliche Siedlungsmöglichkeiten
im eigenen Lande, auch bei günstiger Berechnung, nur noch fiir
höchstens 2 Millionen Menschen.

Und dieses Volk sieht sich vor eine Aufgabe gestellt, wie sie
kein Volk je geleistet hat. Schon die Vorkriegsaufgabe, die eigene
Bevölkerung im eigenen Lande arbeitswillig und arbeitsfreudig zu
erhalten und zu mehren, war schwer genug. Sie wird von England
nur mit Hilfe seiner Auslandsanlagen geleistet, deren Erträgnisse
mit rund 8 Milliarden Mark den ganzen englischen Einführ-
überschuß ausgleichen. Sie wird in Amerika nur geleistet, weil der

amerikanische Arbeiter ein Drittel der Rohstoffe der gesamten Welt

für seine produktion zur Verfügung hat. Das «Nachkriegsdeutsch-
land aber soll ohne solche Hilfsmittel, ohne erspartes Kapital, auf
schmalem Tand mit geringen Rohstoffen darüber hinaus noch
ungeheure Tribute an seine Gegner zahlen. Und um diese Leistungen
zu vollbringen, hat das deutsche Volk nichts zur Verfügung als

Kopf und Hand seiner Menschen, die. für die Welt prodzieren
müssen, um selbst am Lieben zu bleiben. Wären »wir neuen Ländern

nicht durch Jahrhunderte der Volksbildung und Volkserziehung
in- der Menschenkultur voraus, die Arbeit wäre unmöglich. Selbst-

«

vertrauen aber gehört auch so dazu, an diese Arbeit heranzugehen.
Wahrlich eine Arbeit, die ohne methodischen Geist und wissen-

schaftliche Erkenntnis vergeblich sein würde. Eine Arbeit, die
weder allein in der Werkstätte des Praktikers, noch in der Forscher-
stube des Gelehrten gelöst werden kann. Eine Arbeit, bei der

Wissenschaftler unid Praktiker, Gelehrte und Kaufleute, Unter-

nehmer und Arbeiter in regem Gedankenaustausch mehr zusammen-
stehen müssen als je. Eine Arbeit, die nur bewältigt werden kann,
wenn es gelingt, auch die anderen Völker auf den Weg weltwirts

schaftlicher Verständigung zu bringen, den die Weltwirtschafts-
konferenz des Völkerbundes gewiesen hat und den Deutschland zu
betreten bereit ist . . .

Kaufkrafi und Konjunktur;
Von Fritz Tarnow, M.d.R.

Die kürzesteFormel für eine Wirtschaftsauffassung, die häufig
angetroffen iwevden kann. heißt: me h r a r b e i t e n u n d we n:i g e r

v e r b r a u ch e n , damit der nationale Reichtum wächst. Nichts
scheint einfacher und logischer zu sein: wenn wir in unserer Volks-

wirtschaft mehr verbrauchen als erzeugen, werden wir arm —- wenn

wir mehr erzeugen als «verbrauchen,werden wir reich.
Wenn die Wirtschaft eine mathematische Angelegenheit wäre,

könnte die Rechnung auch stimmen. Die ökonomischenZusammen-
shänsgesind aber ganz anderer Natur, und zwar so, daß sie uns gar
nicht gestatten, wenig zu verbrauchen und viel zu erzeugen. Es
genügt, darauf hinzuweisen, daß wir gegenwärtig über

ZZ Millionen Arbeitslose haben, die die Mahnung an

das deutsche Volk, mehr zu arbeiten und weniger zu verbrauchen,
doch wohl mit recht bitt-eren Gefühlen empfinden müssen.

Warum wird der Produktionsapparat nicht- voll ausgenutzt s?
Die Antwort ist sehr einfach: die Fabrikanten haben keine Auf-
träge und deswegen für die Arbeiter kein-e Beschäftigung Anders
gesagt: die Absatzmöglichkeit für die deutsche Wirt-
schaft ist viel geringer als ihre Produktions-
fä h i g k e i t. Eine weitere Einschränkung des Verbrauchs müßte
deshalb zwangsläufig zu einer noch weiteren Einschränkung auch
der Produktion führen. Das hieße aber nicht nur eine Vermin-

idserunigder volkswirtschaftlichen Reichtums-nimmldung, sondern auch
Entwertung des vorhandenen Kapitals, das ja zum
allergrößten Teil im Produktionsapparat investiert ist. J e m eh r

der Verbrauch und der Absatz zurückgehen, um so
größere Teile des vorhandenen Kapitals werden

vernichtet, um so größere Teile der reichtums
schaffenden Produktionskräfte werden brach-
g e l e g t. Und daß diese Methode der sicherste Weg zur Ver-

größerung des nationalen Reichtums wäre — das klingt doch sehr
wenig plausibel.

Allerdings habe ich einen Faktor noch nicht erwähnt, nämlich
Angenommen wir vermindern unseren eigenen

Güterverbrauch um 10 v. H. unserer gesamten eigenwirtschaftlichen
Erzeugung und exportieren diese nicht verbrauchten Güter ins Aus-

land, dann würd-e in »der Tat der Erlös daraus zur Kapitalbildung
verwendet werden können. Diese Rechnung hat nur den Fehler, daß
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ein zusätzlicherExport in dieser Höhe überhaupt nicht zu erreichen
ist. Man stößt zwar häufig auf die Meinung, daß wir die Aus-

fuhr gewaltig vermehren könnten, wenn durch eine allgem e i ne

Senkung unseres Tohnniveaus die Gestehungss
kosten so ver billigt würden, daß deutsche Waren auf dem
Weltmarkt konkurrenzfähiger würden. Dem steht aber entgegen, daß
in der ganzen Welt eine starke industrielle Überkapazität vorhanden
ist. Überall besteht ein starkes Bedürfnis, mehr auszuführen als

einzuführen, und die Länder wehren sich mit den Mitteln der

Zoll- und Handelspolitik gegen eine Überschwemmung
ihrer Märkte miit Auslanidslwiarew Nach«der vorhandenen Situation-
in der Weltwirtschaft kann die deutsche Wirtschaft auf eine wesent-
liche Steigerung der Ausfuhr nur dann rechnen, wenn sie auch eine

größere Einfuhr mit in Kauf nimmt. Das Problem der Kapital-
bildung kann dadurch nicht gelöst werden.

"

Wenn ich der Meinung Ausdruck geb-e, daß die Wiedererlangung
eines genügend großen Eigenkapitals in der deutschen Wirtschaft
vorläufig weder durch allgemeine Verbrauchseinschränkung, noch
durch Ausführsteigerung möglich ist, so heißt das nicht, daß es

überhaupt nicht möglich wäre. Es kommt nur auf den Zeit-
punkt und den Zeitraum an, den man dafür in

A u s s i cht n i m m t. Die Bildung n e u e n Kapitals hängt davon

ab, wieviel von idem bereits investierten Kapital
Beschäftigung hat, das heißt, ein wie großer Teil der vor-

handenen Produktionsfähigkeit ausgenutzt wird. Je mehr wir uns

dser hundertprozentigen Ausnutzung nähern, um so müheloser wird
die Kapitalbildung gelingen. Die Ausnutzung der letzten 10 oder
20 v. H. der vorhandenen Produktionsfähigkeit bildet am leichtesten
neues Kapital. Einer nur halb beschäftigten»Volkswirtschaftver-

sagen die ökonomischen Naturgesetze die Erretchung dieses an sich
natürlich durchaus wünschenswerten Zieles.

So ist auch vom Gesichtspunkt der Kapitalbildung aus die

bessere Ausnutzung der vorhandenen Produktionsfähigkeit nicht als
ein Resultat voraufgegangener Kapitalbildung, sondern als die

V o r aussetzung dafür anzusehen. Erst muß die Wirtschaft in

Ordnung sein, d an n kann Kapital gebildet werden. Wenn dagegen
eingewendet wird, erst müsse Kapital da sein, damit die Wirtschaft
in Ordnung kommen kann, so ist auch das richtig. Nur darf man
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Unter Kapital in diesem Sinne nicht unbedingt nur eigenes
Kapital verstehen, es kann auch a uslänfdisch es sein. Wenn wir

dieses dazu benutzen, unsere Produktionswirtschfaft »aufvolleTouren-

zahlen zu bring-en, dann- -w-er-dsen wsir — trotz Schuldendiensi und Amor-

tisation — schneller zu Eigenkapital kommen als swenn »unterVer-
zieht auf Auslandskredite nur mit halber Kraft gearbeitet wurde.

Nur wenn es gelingt, die Aufnahmefähigkeit
Unseres eigenen Marktes an die Produktions-
kraft Anzugleichen, erscheint das Wirtschafts-
problem lösbar. Diese Aufnahmefähigkeit wird bestimmt
durch die Kaufkraft der Bevölkerung, und wenn man bedenkt,daß
die deutsche Nation zu 70 v.H. von Einkommen aus Arbeitslohn
Iebt, dann läßt sich das ebensogut ausdrücken: die Absatz-
möglichkeit für die deutsche Produktionswirts
schaft wird bestimmt durch die Höhe des Lohn-
niveaus.

Natürlich kann die volkswirtschaftlich mögliche Tohnhöhe nicht
willkürlich festgesetzt werden. Sie muß im Zusammenhang bleiben
mit der Leistungsfähigkeit der Gesamtwirtschaft.
Wie steht es aber damit? Jn der ersten Zeit nach dem Kriege
ging die allgemeine Auffassung dahin, daß es wohl Jahrzehnte
dauern würde, bis der gesaintwirtschaftliche Produktionsapparat
wieder feine frühere Leistungsfähigkeit erreicht haben könnte. Wir

haben im Jahre 1925 eine amtliche Berufs - u n d Betrie b s -

statistik gehabt, die es· gestattet, einige Vergleiche mit der vor-

aufgegangenen Statistik im Jahre 1907 zu ziehen. Dieser Vergleich
belehrt uns dahin, daß die gesamte Produktionskraft unserer Volks-

wirtschaft trotz der Rückgangsperiode während des Krieges nicht

geringer geworden ist, sondern ganz erheblich größer.

Die Zahlder Arbeitshändeistin den18 Jahren
zwischen diesen beiden Statistiken schneller
geivachsen als die Zahl der Menschen. Jm heutigen
Reichsgebiet haben sich die Menschen um 15,5 v.H., die Erwerbs-

tätigen aber um 28,5 v.H. vermehrt.

Um ein vielfaches stärker ist die technische Pro-
d u k t i o n S k r a ft g e«w a ch se n. Auf dem Gebiet der·Industrie,
also ohne Verkehr und Landwirtschaft, haben sich die»investierten
KraftmaschinensP. S. von 754 Millionen auf 17 Z Millionen ver-

mehrt. Rechnet man den Arbeitswert einer Maschinen-Pferde-
kraft gleich der von ZZ erwachsenen Arbeitern, d a n n si n d u n s

allein an eisernen Industriearbeitern von 1907

bis 1925 nicht weniger als 35 Millionen zu-

g e w a ch se n.

Dazu kommt die Steigerung des Nutzeffektes
sowohl bei der menschlichen wie bei der te -

n i s ch e n K r a f t. Ich brauche hier nur das Wort ,,Rationali-
sierung« auszusprechen, um auf diese Seite

· »derEntwicklung hin-
zuweisen.

s

"—

Auch bei der Rohstoffgewinnung und svers

arbeitung erleben wir fortgesetzte große Ver-
b e s s e ru n g e n. Ich erinnere an, die Erfindung des k ü n st ·
l ich e n - S t i ck st o ff e s. Die großindustriellen Werke, die sich
damit beschäftigen,sind im Grund-e genommen Fabrikem die Brot

aus der Luft machen. Ich erinnere an die Erfindung der K o h le n -

v e r f l ü s s i g u n g. Wenn die Zeitungsmeldungen richtig sind,
kann die eine Anlage der Teunawerke demnächstbereits drei Viertel
des gesamten deutschen Benzinverbrauchs aus heimischer Kohle her-
stellen. Man denke weiter an die . V e r be s se r u n g de r

«

W ä r m e t e ch n i k , die es gestattet, heute aus einer Tonne Kohle
viel mehr Kräfteenergien zu gewinnen als vor Jahrzehnten.

· Bei
der Herstellung von Kraftmaschinen wird heute für die gleiche Nutz-
leistung nur noch ein Bruchteil der Eisenmenge benötigt, die etwa
vor 30 oder 40 Jahren erforderlich war. Auch die Erfindung der
künstlichen Faserstoffe ist von erheblicher Bedeutung.

Wohin wir auch blicken, überall sehen wir eine Vermehrung
der produktiven Möglichkeiten. Früher hatten die National-

ökonomen ständig die Sorge, daß die Menschen sich schneller ver-

mehren könsnten, als der Nahrungsspielriaum sich«svergrößiernließ-e.
Diese Sorge ist jetzt ins Gegenteil umgeschlagen. »Der eben s

-

spielraum wächst viel schneller als die Fähigkeit
der Menschen, davon Gebrauch zu machen. Es gibt
kein Problem, wie wir genügendGüter e r z e u ge n kennen,um den

Bedarf zu decken; es gibt nur noch das Problem, wie wir es

tkmfangenmüssen, um so viel zu v e r b r a u ch e n wie erzeugt werden

ann-

Es liegt also so, daß die wirtschaft nach »dem Stande»ihrcs
Produktiven Könnens durchaus in der Lage wäre, für einen größeren
Güterverbrauchim eigenen Lande die Deckung zu schaffen.« Es
kommt nur daraus an, den Mechanismus des ge-samtwirtschaf»tllchen
Apparatesentsprechend zu steuern. Die Meinung, daß wir nur

damit zu beginnen brauchen, mehr zu arbeiten, um später auch
Mehr Verbrauchen zu können, erweist sich als ein Trugschlußi Wie

die augenblicklichen Verhältnisse ganz besonders deutlich zeigen,
können wir nicht mehr produzieren als Absatzmöglichkeit vor-

handen ist· Der Absatz, das heißt der Verbrauch, ist also
das Steuerrrad fiir die Gesamtwirtschaft. Steige-
rung des Verbrauchs führt ebenso automatisch zur Vergrößerung
der Produktion wie Verbrauchseinschränkung zur Verminderung
der Produktion führen muß.

Das sind die Zusammenhänge, die das K a u f k r a f t p r o b l e m

in den Vordergrund der Wirtschaftsdebatte gedrängt haben. In
jeder Volkswirtschaft muß dieses problem akut werden, wo

dauernd die produktiven Kräfte schneller wachsen als die ver-

brauchenden. Deshalb ist es auch ganz logisch, daß zuerst in den

Vereinigten Staaten von Amerika, die ja allen

anderen Ländern in der Entfaltung der Produktionskraft voraus-
gegangen sind, die priniäre Bedeutung der Kaufkraft erkannt wurde.

Wer die sozialökonomischeLiteratur der Vereinigten Staaten kennt,
wird bestätigen, daß dort nahezu alle Kreise, nicht nur die Arbeit-

nehmer, sondern auch die Unternehmer, die Wirtschaftspolitiker und

die Staatsmänner ivon der Überzeugungdurchdrungen sind, daß die

Pflege der Kaufkraft die wichtigste Aufgabe der

Wirtschaftsführung ist und daß dafür die Verbesse-
rung die s E o h n n i v eia u s das wirksamste Mittel darstellt

In Deutschland steckt diese Erkenntnis noch in den Anfängen.
Aber man darf damit rechnen, daß sie sich auch hier weiter durch-
setzen wird. Vorläufig allerdings ist, namentlich bei den Unter-

nehmern, noch die Meinung vorherrschend, daß der Lohn nur ein

Kostenfaktor der Produktion wäre und daß die Kunst der Betriebs-

führung ja gerade darin bestände, alle Produktionskosien, also auch
den Lohn, möglichst nie drig zu halten-

,,Keine Frage ist so wichtig wie die Lohnfrage
— die Mehrzahl der Bevölkerung lebt von Löhnen. Ihr Lebens-
und Tohnstandard ist maßgebend für den Wohlstand des Landes«

Das ist ein Zitat des sameriksanisschenAutomonsilkönigs Henrij
F o r d aus seinem bekannten Buche.

Der amerikanische Handelsminister Davis hat
sich ebenso deutlich in diesem Sinne geäußert, als er sagte: »Die
Erfahrung hat selbst dem oberflächlichsten Beobachter die Falsch-
heit zahlreicher schlechter Wirtschaftspraktiken der Vergangenheit
offenbart. Die Politik der niedrigen Löhne ist am

jämmerlichstenzusammengebrochen. Keine Gegend des Landes, wo

niedrige Löhne üblich sind, ist so wohlhabend wie jene Gebiete, wo

hohe Löhne gezahlt werden. Der Unternehmer, der die Löhne
herabsetzt, ist kein guter Geschäftsmann und arbeitet gegen sich selbst.
Um es offen zu sagen, er begeht damit einen Dieb-
stahl an der Allgemeinheit. Die Zeiten sind vorbei, wo

irgendein Unternehmer als tüchtig osder schlau betrachtet wurde,
der die Lohnsätze zu drückenversuchte. Ein solcher Unternehmer ist
nicht ein tüchtiger Geschäftsmann, sondern ein Parasit an der All-

gemeinheit. Die öffentliche -Meinung wird ihn
zwingen müssen, einen anständigen Lohn zu
zahlen. oder aus dem Geschäftsleben aus-

zuscheiden.«

In der deutschen ,,Jndustrie- und Handelszeitung«
war kürzlichein Bericht-—über die gute Wirtschaftslage in H o l l a n d

zu lesen.vund dazu bemerkte die Zeitung: »Die Gründe für dieses
gute Ergebnis liegen nicht nur in der grundsätzlichenAnwendung
moderner Maschinen und Produktionsmethoden, sondern auch darin,
daß durch verhältnismäßig hohe Löhne weite

Kreise- der Bevölkerung so große Kaufkraft
besitzen, daß den Unternehmungen Absatz und Ausnutzung ihrer
Leistungsfähigkeitund-« daher billige Produktion gesichert werden«

Es ist nicht einzusehen, warum diese wirtschaftliche Vernunft
nicht ebensogut oder noch viel mehr sogar in Deutschland Gültigkeit
haben soll, wo das Mißverhältnis zwischen Produktionskraft und

Verbrauchs-kraft wahrscheinlich größer ist als in irgendeinem
anderen Lande der Welt.

·

Wir erleben andauernd umfangreiche Nationali-
sierungen mit dem Erfolg, daß die Tohnkosten gesenkt werden,
daß das gleiche Arbeitsquantum von weniger Arbeitern geleistet
wird, ohne daß der Lohnausfall der freigesetzten Arbeiter durch
Lohnerhöhungen bei den in Arbeit verbleibenden ersetzt würde. Aus
diesem Vorgang resultiert zu einem großen Teil die gegenwärtige
Arbeitslosigkeit, und es sist noch gar nicht zu erkenn-en, wie wir über-
haupt wieder ins Gleichgewicht kommen können, wenn die Fort-
schritte der Rationalisierung nur immer noch weitere Kaufkraft ver-

nichten statt neue Kaufkraft zu schaffen. W a s hat e s fü r

einen Sinn, immerfort den Produktionsapparat
zu vergrößern und zu verbessern, wenn wir dabei
die Produktion immer mehr einschränken müssen?
Der Sinn der Wirtschaft ist es, immer mehr Brot für den Verbrauch
zur Verfügung zu stellen, nicht aber, immer mehr Backöfen zu
bauen und weniger Brot zu backen.
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Bei der gegenwärtigen Situation in der Gesamtwirtschaft, dem

unheilvollen Mißverhältnis zwischen den produktiven und den ver-

brauchenden Kräften, ist es die wichtigste und dringlichste Aufgabe,
die Kauf- und Konsumkraft der breiten Bevölkerungsmassen zu
stärken. Das wäre an sich zwar auch möglich durch eine allgemeine
Senkung des preisniveaus. Wir sehen aber, daß selbst unter dem
Drucke der Absatzkrise die Preise der Verbrauchsgüter, im ganzen
gesehen, nicht heruntergehen wollen, eine Erscheinung, die zusammen-
hängt mit der zunehmenden Beherrschung des- Marktes

durch die Kartelle und Monopolorganisationen
der Wirtschaft.

Darum ist das wichtigste Mittel der Kaufkrastverbesserung die

Erhöhung des allgemeinen Lohnniveaus Die Frage, woher die

Kosten dafür genommen werden sollen, ist dahin zu beantworten,
daß die produktionswirtschaft ganz automatisch zusätzlicheLeistungen
aufbringt, wenn nur ein zusätzlicher Verbrauch dazu den Anstoß
gibt. Die Erhöhung der Löhne ist deswegen im

Spiel der wirtschaftlichen Kräfte nicht ein Vor-

gang, der die Wirtschaft lähmt, wie oft behauptet
wird, sondern die Tohnsteigerungen sind im

Gegenteil der wirksamste Motor der gesamt-
wirtschaftlichen Fortentwicklung

Albert Einstein.
Zu seinem 50. Geburtstag am 14. März.

Von Prof. Dr. p a ul sKsir chberg e r.

Albert. Einst-ein ist nicht nur ohne Frage der berühmtestedeutsche
Physiker iuntd eine-r der hervorragendstesn der ganzen Welt, sondern
er ist auch, seiner der nsamhiastestenund bekanntesten Vertreter unseres
höheren geistigen Lebens überhaupt. Das mag vielleicht wunder-

nehnven bei seinem Gelehrten-, dessen Forschungsgebiet so weit ab

liegt von den geistig-en Interessen der Mehrzahl unserer Gebildeten,
und dessen Tebenswerk ziugestan.d-enser«maßendem Verständnis selbst
der Fachgenossen erheblich-e Schwierigkeiten bereitet. Aber eines
wurde bei Einst-eins bserüihmtesterLeistung, »der von ihm geschaffenen

, Relativitätsthe-o«rise, alsballd sauch dem Laien klar: es war eine

Geistestat, deren Bedeutung in ganz ungewöhnlichems Ausmaß
über die Grenzen ihres eigentlich-en Faches hinübergriff- und die

nicht nur »die Gedanke-n der
phxfikeysondern auch dsie der Philo-

.s«oiphenund der Mathematiker achihialtig beschäftigte, ihnen neue
und ungeahnte Aufgaben stellte, und selbst
auf weitere Wissens-gebiete, wie nament-
lich die Astromonie, einen bedeutend-en Ein-

fluß gewann.
In dser Tat, physikalisch war bei der

Einsteinschen Relativitätstheorie zunächst
nur die Fragestellung, aus- der sie unmittel-
bar hersvsorgsing Ihrem Kerne nach war sie
ein philosophischer Gedanke, und mathematisch
waren die Mitte-l, die zur Lösung führten.
Dieser philosophische Grundgedanke der Re-

lativitätstheorie sieht auf den ersten Blick

verblüffend einfach aus: es ist die Behaup-
tung, daß der Raum als solcher und ldem-

gemäß auch die Bewegung als solche, näm-
lich wenn sie bloß im Raum erfolgt, keine

Wirkung ausüben könne. Nur sein anderer
Ausdruck für diese Teugnung der Raum-

wirksung ist es, wenn auch dem »Äthesr«die

Existenz abgesprochen wird. Demgemäß
mußte Einstcin bestreiten, daß beispielsweise
die Drehung der Erde, wenn keine anderen

Himsmelskörpeirda wären, gegen die sie sich
dreht, eine pshysikalische Wirkung hervor-
rufen könne. Er mußte die fremden Himmels-
körper und nicht die Drehung der Erde als

soslche für die ja sichtbaren Wirkungen ver-

antwortlich machen. -

»

Aber das Wesentliche an Einsteins
Leistung ist weniger dies-er Grundgedanke als

vielmehr die Überwindung der Schwierig-
keit-en, die sich seiner Durchführung entgegen-
stellren. Dia war zu allererst der Umstand, »daßdie Tichtgeschtwindigkeit
im Ver-gleich mit jeder andere-n Bewegung immer dieselbe blei t. Wir
können uns selbst so geschwind bewegen, swsie wir wollen, das Licht
überholt uns von hinten eben-so schnell, wie es uns von vorn ent-

gegenfliegt Schon sdas ist für die Anschauung eine sehr harte Nuß!
Noch ungleich größer freilich wurden die Schwierigkeiten, als Einst-ein
seine-n Grundgedanken aus jede Art von Bewegung, also auch auf
ungleich-förmigeund kr-iiiiiiiiliti2i-gse,der-en unmittelbare Wirkung doch
scheinbar ein jeder verspürt, asusdsehnte.

Die Überwindung dieser Schwierigkeiten geschah durch eine tief-
gehende Kritik unserer Raum- und Zeitmessung ferner durch eine

voll-kommen neu-e Raumsauffassung die sich von dser alten, auf den

griechischen Mathematik-er Euklid zurückgehenden,merklich unt-er-

schied, dagegen die Forschungen des großen deutschen Mathematikers
Riemann wie-der aufgriff. Die merkwürdigste der Folger-ungen, die

Einst-ein aus seiner Raumausssassung zog, war die Behauptung der

«)8

Endlichkeit der Welt, die er sich in sich geschlossen, ähnlich ein-er

Kugeloberfläche vorstellte. Auch die iGröße sdser Welt hat Einstein
aus sein-en -Grund«anna«hsmenher-aus berechnet, und sein Ergebnis
stimmt mit tden Anschauungen der Astronomen befriedigend überein.
Das iletzte Hilfsmittel, das Einst-ein zur Durchführung seiner Gedanken

brauchte, war eine von der bisherigen asbweichende Anschauung
über das Wiesen der Schwerkraft, deren Verständnis »durchihn den

größten Fort-schritt seit Rsewton erfuhr. Neu-erdings hat Einstein
auch den Elektromagnetismus sin lden ganzen sGedanskenbau seines
Systems e·inb-ez-ogsen.

Wie die Relatiivsitätstheorie ihre-m Kerne nach ein philosophischer
Gedanke ist —- sie ist ja sauch, sgeschsichstlichbetrachtet, von der Gie-

diankenwelt dies großen kritisch-en philosophen und Naturforscher-;
— Ernst »Mach-erheblich beeinflußt —, so sind auch die Gründe der hier

und da noch- bestehenden Gegnerschaft gegen
sie philosophischer Natur: es ist die Ab-

neigung sder in erster Linie ex ersimentell
arbeitenden physiker gegen das ·berwiegen
der rein mathematischen Überlegung — sie
sprechen sdsa wohl von der »Schreckens-herr-
schaft der Mathematiker« in der Natur-

wissenschaft. Der endgültige Sieg der Re-

lat-ivitätstheosrie, der skautm ztweifelhaft sein
kann, wird idsaher auch für die Stellung der

Mathematik innerhalb unserer Natur-

forschung entscheidend und deshalb seilbst
über die unmittelbare Bedeutung der Frage
von allergrößter Wichtigkeit sein.

Einsteins Bedeutung als Physiker gründet
sich jedoch-keineswegs nur auf die Relativis

tätsth-e-orie.Wohl seine verdsisenstvollsteLeistung
ist die Förderung der von Max Planik auf-
gestellten Quantentheorie, die freilich minder

bekannt ist als die Relativitätstheorie, inner-

halb der Naturforschung jedoch eine ihr gleiche
Stellung beanspruchen darf. Nach ihr be-

steht auch das Licht und überhaupt die Strah-
lung aus einer Art von Atomen, also aus

unteilbaren Grundteilchen. Einstein war nun

der erst-e, tder erkannte, daß die Bedeutung
dieser Lehre weit über das Gebiet der Strah-
lung hinausgriff Er vermochte beispielsweise
ein-en seit hundert Jahren bekannten, aber

seinem Grund-e nach unerklärten Satz, nämlich
daß Stoffe mit schweren Atomen, wie etwa

Quecksilber oder Gold, sich meist genau
im Verhältnis ihres schwereren Atomgewichtes leichter erwärmen

lassen, daß aber diese allgemeine Regel ganz bestimmte
Ausnahmen hat, völli befriedigend zu erklären und aus der Quanten-
theorie rechnerisch a zuleiten. So wurde Einstein neben Planck
der Mitbegründer der Qiuaiitsentheivrie, »Wiedenkt auch umgekehrt
pslanck einer der ersten pshyssikergewesen ist, der die volle Bedeutung
der Rielatiivitätstheorie erkannte. Die übrigen physikalischenLei-
stungen Einsteins anzuführen, dürfte wohl zu weit fuhren. Gemein-
sam ist ihnen allen der außerordentlichemathematische Scharf"blick,
durch den die sich scheinbar so iwillkürlich und unregelmäßig ver-

haltende Natur dem Rechenstift des mathematischen Denkers unter-

worfen wir-d.
«

«

Wlie so viele unserer bedeutendsten Geisteshelden, von Kepler an-

gefangen, ist auch Einst-ein ein Ssohsn des Schwabenlandes.«Erist zu
Ulm an der Donau geb-oren,»wosein Vater ein kaufmannischesGe-
schäft betrieb. Sein-e Jugend verlebte er sgrößtenteilsin der Schweiz,
wo wir iihn denn auch nach vollendetem Studium zunächstals Haus-

Dr. Poeten Berti-i
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lehr-en dann als swissenxschaftlichenMitarbeit-er des schweizersischen
Patentamtes —zuBern finden. Asber bald eröffnen ihm seinewissen-
schaftlichen Arbeiten die akademische Laufbahn, die er in zurich
begilmd Um sie nach kurzer Unterbrechung in Praig schließlich in

Berlin fortzusetzen. sSeit 15 Jahren dürfen wir ihn zu den Unseren
zählen- was freilich nicht hindert-e, daß auch die übrige Welt ihr-en
Teil an ihn beanspruchte. Wohl in allen Kulturläntdern hat Ein-

stein zuminsdeft gelegentlich Vorträge und Vorlesungen gehalten,
Von Japan unsd palästina angefangen bis nach Nord- und Sud-

amerika. Nach dem Kriege war er »ein-er der ersten, der den Bann,
mit idem deutsche Forschung und Wissenschaft noch vielfach in» der

Welt belegt wurden, zu durch-brechen wußte. Auch die franzonsche
«

s-

Akademie nahm ihn mit hohen Ehren auf, und dsenkwürdig bleibt

es, daß er auch smsit seinem Fachgenossen P-ainlev(å, der nebenbei

französischer Kriegsminsifter ist und Ministerpsräsident war, Ge-

spräch-eüber die Relativitätstheorie führte. Als fast selbstverständ-
lich kann es gelten, daß Einst-ein Deutschland auch beim Völkerbund

ver-tritt, dessen Ausschuß für wissenschaftlich-e Zusammenarbeit er

als Vertreter Deutschlands angehört.
Jn Albert Einst-ein besitzt Deutschland nicht nur seinen gienialen

physiker, seinen scharf-sinnigen Mathematiker und einen gründlichen
philosophischen Kopf, er hat über sein unmittelbares Wirken hinaus
eine allgem-eine kulturellse Bedeutung-. gewonnen und ist sein gewich-
tiger Aktivposten unseres ganz-en geistigen Lebens.

Zum deutschen Buchiage.
Von« Ober-regierungsrat Dr. We r n e r pe isse r.

Der Gedanke, am Tosdsestag G o e the s einen Tag des deutschen
Buches zu veranstalten, war gut und macht denen, die iihn in die
Tat umsetzen, alle Ehre. Die Frage ist, was der einzelne, was die

Bevölkerung in ihrer Gesamtheit von einem solchen Tage sich ver-

sprechen, was er

ihnen zu bieten hat
und vor allem, ob
und in welchem Um-

fange bleibende

Wirkungen von

einem solchen Tage
ausgehen.

Es ist nun ein-

mal so, daß be-

stimmte ,materielle
Bedürfnisse befrie-
digt sein müssen,ehe
wir uns den geisti-
gen Dingen — dem,
was M a r x den ide-

ologischen Überbau

genannt hat — zu-
wenden können. So

sind wir nun einmal

konstruiert, und jedes
Pathos, das ande-

res verkünden will-
wird zur hohlen
Phrase und zur lä-

cherlichen Geste. Das
Wort Ludwig F e uer b a ch s , das vor Jahrzehnten die Mensch-
heit aufrüttelte und

giezur Erkenntnis ihres Selbst hinführte: »Der
Mensch ist, was er i t« haben wir heute zwar als Übertreibung oder

sagen wir als Überspitzung eines richtigen Grundgedankens er-

kannt. Aber an der

Richtigkeit dieses

s-. «

Grundgedankens
"

selbst kann nun ein-

va
Nin-TM

mal kein zweifel
bestehen. Wir wollen
uns doch nichts vor-

täuschen: der großen
Masse unseres Vol-
kes geht es wirt-

schaftlich schlecht-
und die Anschaffung
eines Buches gehört
nicht zu den un-

mittelbaren Notwen-

digkeiten des Le-

bens. Also verzich-
tet man darauf und

- wendet sich anderen

Dingen zu, die

näher liegen.
Dennoch: die

objektive Einsicht in

die gegenwärtige
Wirtschaftslage

zwingt zu der Fest-
stellung, doß es — sagen wir einmal — nicht ganz so traurig
mehr bestellt ist, wie etwa noch vor fünf Jahren« « ·

..
Vielerlei Hindernisse blieben bestehen. Es hekxschEtkUbekemf

stinnnung beim bücherkaufenden publikum wie beim Autor wie

. zu einem alle Teile

auch beim Verleger, mindestens bei dem einsichtigen Verl-esger, von

dem wir hier nur sprechen wollen, daß die Bücherpreise vielfach,
man kann wohl sag-en im Durchschnitt, zu hoch sind-. . Es wäre außer-
ordentlich begrüßenswsert,wenn »die zahlreichen Untersuchungen, die

gerade in den letzten

ZFTKITJWTITHZFUSSpanne zwischen Er- .--

zeugungskosten und

FTE REIHE
DER DRVCKE
ÄPRI 111925

Marktpreis angestellt
worden find, endlich

befriedigenden Aus-

gleich führten. Denn
alle Interessenten
des Buches, der Ver-

leger, der kaufwils
lige Leser, der Sor-

timenter, haben
übereinstimmendes

Interesse daran, daß
"

das Buch billig zum

ksrkssusgjkgsgg, WEBER
kkåsiMist-Eisemei· IMEIEKsGWE
staltung des Kauf- «VERLÄG DERMÄREEI
preises neben der

MCHENBefriedigung des

wirtschaftlichen Jn-
teresses der kultu-

relle Zwecl des Buches am, wirksamsten gefördert werden kann.
Nachdem in »derTagespresse Verleger, Schriftsteller und inter-
essierte Buchkaufer zu dieser Frage gesondert wiederholt das Wort
genommen haben, würde es— von besonderer kulturpolitischer Be-
deutung sein, wenn

der deutsche Buch-
tag, der diese drei

Gruppen von Per-
sönlichkeiten in eine

stärkere äußere Ver-

bindung bringt, dazu
führen würde« daß
das Problem einer

ITP
Verbilligung

des

sBuches
in

Bgemein amer Arbeit -—-J

nunmehr ernstlich
und praktisch in W

Vo»

Angriff genommen J t-Lwird. VI ose auff .

Doch beachtlicher
noch als die Preise
sind andere Wider-«

stände, die einer Bei -

lebung des Buch- .

marktes im Wege
stehen: Jazzband und

.Magazinlektüre,
Rundfunk und Film,
Sport und Technik.
Man verstehe uns nicht falsch; es hieße den Kampf Don Quichottes
gegen die Windmühlenflügel wiederholen, wollte man sichgegen Ten-

denzen auflehnen, die nun einmal als gegebene Faktoren vorhanden
find, die in der Entwicklung der Zeit liegen und die wir ebensowenig
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zurückschrauben kön-
nen und wollen, wie
wir etwa wünschen,
das elektrische Licht
durch die Petroleurn-
lampe zu ersetzen.
Aber wir müssen
uns klar darüber

sein, daß alle diese
Dinge nicht der

Sinn unseres Da-

seins sein dürfen,
daß sie vielmehr
ebenso Diener der

Gesamtheit sein
müssen wie alle

andern, ihnen vor-

angegangenen tech-
nischen Erfindun-

«

gen, und daß sie ihre
geistige Mission nur

vEKLAGEUKKULTUnPouTIK dann erfüllen kön-
ZEKUN nen, wenn sie lernen,

sich zu bescheiden
- Und freiwillig die

Rolle einnehmen, zu deren Darstellung sie bestimmt sind.
Indessen, es soll zum Tag des deutschen Buches keine Kapuziner-

predigt gehalten werd-en, denn damit bringt man nicht ein-en ein-

KARL FRIEDRICH NOWÄK

VERSAILLES

zigen Menschen, der sein Geld für 5-Uhr-Tees oder für gleich-«

gültige Modezeit-
schriften ausgibt,
dazu, nun plötzlich
zu einem ernsten
Buchfreunde zu wer-

den. Aber der ruhige
Hinweis dieses aus-—-

gesonderten Tages
auf die Tatsache,
daß es noch andere

Güter als Boxen
und Tanzen gibt,
Güter von objektiv
höherem Wert, Gü-

ter, die in der Rang-
ordnung der Werte

aus höherer Stufe
stehen, regt doch
vielleicht diesen oder

jenen dazu an, sich
zu fragen, ob er die

ihm zur Verfügung
stehenden ökonomis-

schenMittel auch wirk-

et. F. Genera-iv
sämmtliche

SchriUea
Zehnter Theil.

Bistallem-ich Mir-. Kais. und ThurscintLSMF Entsinnst-:

L e s e ; i a ,

den M. G« Weidnianne Erben und Reich,
und Caspak Zeitsch, CH-

lich richtig ver-wendet
Wir versprechen uns vom 22. März keine Wunder, aber wir

erhoffen von di.esem.Ta-g-e,daß an ihm eine Saat gesät wir-d, die
bald hier bald da eines Tages ausgehen und gute Früchte bringen
wird, das heißt: Bücherkäufer. «

"

Die Neuordnung der Krisensürsorge.
Von Ministerialrat Dr. Bernhard Tehfeldt

Es ist bekannt, daß die deutsche Wirtschaft 1928 den Beschäfti-
gungsgrad des Vorjahres nicht erreicht hat. Dementsprechend blieb
die Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarkts gegen 1927 zurück; es

genügt, auf ein paar Standardzahlen hinzuweisen, die ich für 1928
gebe (die entsprechende zahl für 1927 ist in Klammer beigesügt·):
Mindestzahl der verfügbaren Arbeitsuchenden 1154635 (867 367),

Mindestzahl der Arbeitslosen in den Gewerkschaften o,2 (4,5) v. H.,
Mindestzahl der Kurzarbeiter in den Gewerkschaften Z,5 (2,0·) v.H.
Die Zahlen der unterstützten Arbeitslosen sind wegen des Übergangs
von der Erwerbslosenfürsorge erst vom Oktober an vergleichbar,
zeigen aber gleichfalls deutlich die schlechtere Lage des Arbeitsmarkts
1928 gegen 1927.

1929 hat sieh dieseungünstige Entwicklung des Arbeitsmarkts

bisher-fortgesetzt Sicher wäre es verfehlt, sich hierfür allein aus
die ungewöhnlich hohen Zahlen der Arbeitslosen zu berufen, die
in den statistischen Nachweisen für Januar und Februar erscheinen.
Denn zweifellos kommt infolge der abnorm scharfen und langen
Kälte während dieser Monate »ein höherer Prozentsatz dieser
Arbeitslosen auf Rechnung der saisonmäßigen Arbeitslosigkeit, als
es sonst der Fall wäre. Daneben müssen wir aber eine Zunahme
der Arbeitslosigkeit auch in solchen Berufen feststellen, deren Be-

schäftigung im allgemeinen nicht an eine bestimmte Jahreszeit ge-
bunden ist. Die Zunahme ist allgemein, wenn sie in den einzelnen
Berufen auch in verschiedenem Grade auftritt. So ist beispielsweise
nach den Verbandsstatistiken die Zahl der Arbeitslosen vom Sep-
tember 1928 bis Januar 1929 in der Metallindustrie von 5,7 auf
9,Z v. H. der Verbandsmitglieder gestiegen, bei den Graphikern von

5,6 auf 6,7 v.H., im Nahrungs- und Genußmittelgewerbe von 6,T
auf 11,Z v. H.

Die Krisenfürsorge, die ja bekanntlich eine Ergänzung
der·an strenge Regeln gebundenen Arbeitslosenversicherung dar-

stellt, hat die besondere Aufgabe, sich der Entwicklung des Arbeits-
inarkts so eng wie möglich anzupassen. Nach § 101 des Gesetzes
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom

16. Juli 1927 ist die Krisenunterftützung »in Zeiten andauernd

besonders ungünstiger Arbeitsmarktlage« einzuführen; dabei ist
ausdrücklich bestimmt, daß die Zulassung attf bestimmte Berufe

oder Bezirke beschränkt werden kann. Nun hat zwar, wie bekannt.
die Lage des Arbeitsmarkts, seitdem (Ende 19263 die Krisen-

,fiirsorge geschaffen wurde, noch nie erlaubt, ganz auf sie zu ver-

zichten; immerhin war sie seit 1927 nicht mehr allgemein zu-

gelassen, sondern aus bestimmte Berufe beschränkt, deren Kreis bald

mehr, bald weniger eng gezogen wurde. Für die zweite Hälfte des

Jahres 1928 war maßgebend ein Erlaß des Reichsarbeitsministers
vom lZ. August 1928 (Reichsarbeitsbl. S. I 225). Danach war die

Krisenunterstiitzung ohne weiteres zugelassen für die Angehörigen
der folgenden acht Berufe-:

l. der Gärtnerei,
2. der Glasindustrie.

l 00

Z. der Metall- und Maschinenindustrie,
4. der Lederindustrie,
5. des Holzgewerbes,
o. des Bekleidungsgewerbes,
7. Bühnenmitglieder,
8. Angestellte (kaufmännische, technische und Büroangestellte).
Außerdem waren die Präsidenten der Landesarbeitsämter in

gewissem Umfange ermächtigt, je nach den lokalen Bedürfnissen
auch weitere Berufsgruppen in die Krisenfürsorge einzubeziehen,
so insbesondere das Spinnstoffgewerbe und in kleineren Orten (bis
zu 25 000 Einwohnern), bei besonderen Notständen auch alle übrigen
Berufe. Für größere Gemeinden hatte sich der Reichsarbeits.
niinister Sonderzulassungen selber vorbehalten.

Der Erlaß vom 15. August 1928 wurde erweitert durch einen

Erlaß vom 26. Januar 1929 (Reichsarbeitsbl. S. I 21), der die Be-

fugnisse der Landesarbeitsämter noch etwas ausdehnte.
Die anhaltende Verschlechterung des Arbeitsmarkts zwang in-

dessen dazu, noch weiter zu gehen. Jm Februar 1929 befaßte sich
der Reichstag mit der Krisenfürsorge. , Unabhängig davon hatte
der Reichsarbeitsminister bereits Verhandlungen mit dem Reichs-
finanzminister eingeleitet, um für eine weitere Ausdehnung des

Personenkreises in der Krisenfürsorge, die zu einer Überschreitung
des Haushaltsansatzes führen konnte, Mittel zu erhalten. Der

Reichstag nahm nach mehrtägiger Ausschußberatung eine Ent-

schließung an, die die Ausdehnung der Krisenunterstützung auf alle

Berufsgruppen forderte. Die Reichsregierung erklärte durch den

Mund des Reichsarbeitsministers, daß sie die Entschließung aus-

führen werde, soweit das Gesetz dies zulasse, d. h. soweit eine

,,andauernd besonders ungünstige Arbeitsmarktlage« gegeben sei.
Hieraus beruht die neue Regelung, die der Reichs-

arbeitsminister nunmehr unter dem 22. Februar 1929 getroffen hat.
Danach gilt folgendes:

I. Ohne besondere Zulassung ist die Krisenunters
stützung — wie bisher —- den Angehörigen der bereits eben-

genannten acht Berufsgruppen zu gewähren.

H. Die Präsidenten der Landesarbeitsämtet

dürfen, soweit ein Bedürfnis dazu besteht, für ihren Amtsbezirt
oder Teile desselben folgende Berufsgruppen zur Krisen-

unterstützung zu l as s e n :

· l. Industrie der Steine und Erden,

. Spinnstoffgewerbe,
. Buchbinder, Kartonnagenarbeiter und einschlägige Beruf-:-
.Nahrungs- und Genußmittelgewerbe mit Ausnahme des

Müllereis und Getränkegewerbes
s« Vervielfältigungsgewerbe, .

. kunstgewerbliche Berufe,
. Theater, Musik, Schaustellungcn aller Art,
. Gast· und Schankwirtsschaft,

9. Verkehrsgewerbe,
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lo. Fabrikarbeiter,
H. Maschinisten und Heizer.

Ausgenommen bleiben also auch künftig namentlich: die

Lands und Forstwirtschaft das Baugewerbe, der Bergbau, die Fach-
arbeitet der chemischen Industrie und der Papierindustrie sowie-
Von den ungelernten Arbeitern diejenigen, die nicht Fabrikarbeiter
sind isalso die ungelernten Außenarbeiter aller Art). Bei der Tand-
Und FOrftwirtschaft und dem Baugewerbe war die Erwägung mass-

gebend, daß die Arbeitslosigkeit hier vorwiegend nicht auf»den
Rückgang der Konjunktur zurückzuführen ist« sondern Sassons
charakter hat. Aus der gleichen Erwägung sind auch Angehorige
anderer Berufe, deren Arbeitslosigkeit gemäß den Beschlüssen des

Verwaltungsrats der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherungals .,berufsüblich« anerkannt ist, von der

Zulassung zur Krisenfürsorge ausgenommen-.
Für b e s o n d e r e N o t st ä n d e haben die Präsidenten der

Landesarbeitsämter aber noch w e i te r g e h e n e E r m ä ch t i -

SU rtgen. Konnten sie bisher in Gemeinden mit nicht mehr als
25 009 Einwohnern Angehörige der grundsätzlich nicht zugelassenen
Berufe (z. B. des Bergbaus) in die Krisenfürsorge einbeziehen, wenn

·,insolge außergewöhnlicher Ereignisse oder Umstände« ein »lang-
anhaltender schwerer Notstand auf dem Arbeitsmarkt« bestand, so ist
diese Befugnis jetzt auf Gemeinden bis zu 50 000 Einwohnern aus-

gedehnt. Sie erstreckt sich allerdings nicht mehr auf Personen, für die

berussübliche Arbeitslosigkeit anerkannt ist, sowie auf die ungelernten
Arbeiter, soweit es sich nicht um Fabrikarbeiter handelt (also die

Außenarbeiter). Für Städte mit mehr als 50 000 Einwohnern hat
sich der Reichsarbeitsminister die Zulassung weiterer Berufsgruppen
—- wie bisher —- selbst vorbehalten. Nur sog. Abrundungen können

auch in diesen größeren Orten von den Präsidenten der Landes-
arbeitsämter selbständig vorgenommen werden.

zusammenfassend kann gesagt werden, daß künftig die Krisen-
iürsorge für fast alle Berufe zulässig sein wird; ausgeschlossen sind
nur die Saisonarbeitslosen und einige bestimmte Berufsgruppen,
für die der Arbeitsmarkt auch heute noch nicht die andauernde und

besondere Verschlechterung aufweist, von der das Gesetz spricht.
Diese neue Regelung des Personenkreises der Krisenunterstützung
gilt vom 25. Februar 1929 an und zunächst bis zum 4. Mai 192ki.

Bis dahin muß neu geprüft werden, welche Änderungen des Rechts-
zustandes die Lage des Arbeitsmarkts dann etwa erfordert.

Mit der Neuabgrenzung des Personenkreises hat der Reichs-
arbeitsminister auch die Dauer der Krisenunterstützung neu ge-
regelt. Bisher betrug die Dauer im Höchstfalle grundsätzlich
39 Wochen, bei Arbeitslosen über 40 Jahre konnte sie ausnahms-
weise bis auf 52 Wochen verlängert werden. Die Verschlechterung
des Arbeitsniarkts zeitigte begreiflicherweise Wünsche nach einer

Verlängerung dieser Fristen. Bei der Ungeklärtheit der künftigen
Entwicklung hat der Reichsarbeitsminister es vermieden, eine Ver-

längerung um eine bestimmte Wochenzahl auszusprechen. Er hat
vielmehr angeordnet, daß vorübergehend, nämlich bis zum
-1. Mai 1929 die Bestimmungen über die Bezugsdauer der Krisen-
unterstützung ,,außer Wirksamkeit gesetzt«werden, d. h. also bis zu
diesem Tage niemand aus der Krisenfürsorge ,,ausgesteuert«werden

dars. Arbeitslose, die schon aus der Krisenunterstützung aus-

geschieden sind, weil sie die bisherige Höchstbezugsdauer erreicht
haben, werden wieder in die Unterstützung ausgenommen, wenn sie,
sofern es sich um Arbeiter handelt, nicht vor dem I. Dezember 1928

ausgeschieden sind, sofern es sich um Arbeiter handelt, nicht vor

dem 1. Oktober 1928.
Über die zahlenmäßige Auswirkung der neuen Vorschriften

lassen sich nur ungefähre Angaben machen, schon deswegen, weil es

eine genaue Statistik der Personen, die die Voraussetzungen der

Krisenunterstützung bisher nicht erfüllt haben, sie aber nun erfüllen
können, nicht gibt. Man hat aber unter Benutzung der vorhandenen
Statistiken geschätzt, daß, wenn von allen Ermächtigungen zur Er-

weiterung des Personenkreises Gebrauch gemacht wird, der Zu-
wachs an Unterstützten etwa 40 v.H. betragen wird. Das würde

eine monatliche Mehrausgabe von etwa IX Millionen RM. er-

fordern, von denen Z Millionen auf das Reich entfallen würden,
der Rest auf die Gemeinden. Das Verbot der Aussteuerungen hat
zahlenmäßig eine wesentlich geringere Bedeutung. Die Zahl der

langfristig Arbeitslosen ist glücklicherweisebei weitem nicht so hoch,
wie vielfach angenommen wird. Schätzungsweise sind es etwa

12000 Personen, die in den Monaten März und April aus der

Krisenfürsorge ausscheiden müßten, wenn die neue Vorschrift über
dieUnterstützungsdauer ihnen nicht den Weiterbezug gewährleistete.

Nationalitäienkampsoder Minderheiienrechi in Elementen
Von Werner Stkephair

.

Die Slowenen bieten uns dass Musterbeispiel eines Nation-ali-
·

tätenkampfess ohne Sinn und Verstand. Ein Kleinvolk von

lZs Millionen Menschen, soviel, wie die kleinste preußische Provinz,
SchleswigsHotstein, Einwohner hat.
österreichischenKronlandes Krainss und in der Untersteiermsark vor

zehn Jahr-en durch den Zusammenbruch der Dopspelmonarchie zum
Staatssvolk geworden; aber sden bei-den großen Nachbarn, Jtalienern
und Deutschen, gegenüber nicht stark genug zur Selbstbehaupiung
Deshalb eingegliedert in« den süldslawischen Einheitsstaat, in dem

sie sich nur mühsam durch die klare Taktik

ihres noch im Wiener Parlament ge-
schulten Führers Koroschetz und durch
Ausnutzung der serbischskroatischen Gegen-
sätze,ein Stück Eigenleben, ein Stück prak-
tische Verwaltungsautonomie errungen
haben. Der dritte Teil der« flo-
wenischen Menschen aber lebt

außerhalb des Staates, den es

heute als den seinen empfindet; nur

( Million Slowenen gehören zu Jugos
slawien. An die 100 000 sind bei Öster-
reich verblieben; nicht durch die Gewalt
eines Friedensdiktates, sondern durch
jene Volksabstimmung im Herbst 1920, M

der die Mehrheit der Bevölkerung-

zwischen Karawanken und Wörthersee
sich trotz Bedrückung durch jugoflawlsche
Besatzung für das verarmte, zerstüekelte» · »

von Geldentwertung und inneren Krisen heimgesuchteÖsterrelch·ent-
schied. Nur zu Zo v. H. war das Abstimmungsgebiet von Deutschen
deWOkmt,zu fast 70 v.H. von Slowenen.·60 ·v.H.aber der Stimm-
herechtigtenentschieden sichgegen den Anschluß an Iugoslawienund
damit für das Heimatland Kätnten und-für die Verbindunglmit
Wien und dem deutschen Kulturkreis. Das führendeslowenische
Blatt stellte fest, »die Volksseele in Kärnten habeinstinktiverkannt.

aUf Welcher Seite die mächtigere innere Kraft wohne-z
, Größer ist sder Teil, den Italien an slowenischsemVolks-

901denerhielt( Aber es errang ihn nicht durchmoralischeKraft.

Londem durch aewsattspme Besetzung, durch militarischenZwang
Dchon vor dem Kriege wohnten 50 000 Slo-wenen··inVsenetiem in

den nach Südwesten abfallenden Hängen der Julltchen Alpen Um

(,8N

Jm größten Teil des früher.

Cividale herum. 1919 wurden an die 350 000 Slowenen hinzu-
gefügt: mit Götz, mit dem K·üftsenl·ansd,mit Triest, der größten
slowenischen Stadt, die unter österreichischer Pflege auf Kosten
des italienischen äußeren Kulturfirnisses immer stärker dem

slawischen Charakter ihr-er breiten Volksmasfen zurückgegeben
worden war. Auch Jstrien mit seiner slowenisch- kroatisch
und italienisch gemischten Bevölkerung und der südwestlichste
Teil von Krain wurde Italien zugeteilt, die Gegend von Jdria
«mit dem berühmten Quecksilberbergwerk und von Adelsberg mit

der wunderbaren Grotte, wo man nie
einen Jtaliener gesehen hatte und die
Italien nur kraft Waffengewalt bean-

sprucht und kraft jener merkwürdigen
geopolitischen These, daß alle Gebiete ihm
zukämen, die ihre Bäche und Flüssezur
Adria entsenden. .

IX Millionen Slowenen im ganzen;
das kleinste der europäischen
Völker nach Albanern und

vEsten, zu zwei Dritteln dem mehr-
stämmigen südslawischen Staat, zu einem
Drittel fremden Staaten angegliedert.
Mußte diese Nation nicht der Vorkämpfer
des Minderheitenschutzes in Europa sein,
der erste Anwalt der Selbstverwaltungsrechte
aller Minoritä en? Liegt hier zwischen Drau
und Adria dieser Gedanke nicht geradezu in

der Luft? Wird er den Slowenen nicht auf sehr fühlbare, ja auf
grausame Art und Weise nahegelegt »durchdas, was ihre Volks-

genosssenin Italien erleiden? Denn im Re ich sd e s- Flasch i s-

mus sind Deutsche und Südsliawen Schicksals-
genosse-n. Was die 250 000 Südtiroler erdulden müssen an

sAgram

"·
e-

Oh
GOSL otuisciik

swtlch llllillltlliilllll

» skrupelloser Knechtung unid Bedrückung, das haben im selben Maße
die 400 000 Slowenen um Görz unsd Jdria zu leiden. Gemsildert

höchstens dadurch, daß ein Naturvolk wie dies-es slawische im Gebiet
des Jsonzo keine Kultur von gleicher Höhe und Kraft sder Tradition

zu verteidigen hat wie das deutsche an Etsch und Eisa.ck; verschärft
aber dadurch, daß es in seiner Einfachheit noch organisat-ions-
schwächer,also wehrloser ist. Seit 10 Jahren sind die Slowenen

den äußersten Maßnahmen der Entnationalisierung von seiten der
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Jtaliener ausgesetzt Fast
ebenso lange kämpfen sie
dagegen Hand in Hand mit
den deutschen Minoritäten
des italienischen Staats-
verbandes. Die

stellen den Führer der euro-

päischen Bewegung zum
Schutz der Minderheiten.
Dr. Wilfan. Triests Ab-

geordneter im römischen
parlament, ist seit Jahren
Leiter ihrer internationalen

Kongresse. Jahr für Jahr
redet er den neuen wie den
alten Staaten ins Ge-

wissen, weist er den Völ-

kerbund hin auf all die

Schäden der Entnationalis

sierungsp-olitik, auf die Ge-

fahren, die sich aus der

Vergewaltigung von Mil-
lionen europäischer Men-

schen in fremden Herrenstaaten ergeben. Wilfan ist das gute
Gewissen seiner Nation. Er hat die Lage, die wirklichen Bedürf-
nisse seiner Volksgenossen erkannt. Aber was hat er smit seinem
Vorbild praktisch erreicht?

Marburg a. d. Drau Felberturm

as:

Für ihr eigenes Herrschsaftsgebiet haben die Slowenen kaum
die ersten Anzeichen gegeben, daß sie die Fol-
gerungen aus der Geschichte dieser 10 Jahre,
aus der Situation ihres eigenen Volkes zu
ziehen bereit sind. Gewiß entspricht die

Grenze Sloweniens gegen Gsterreich, nach-
dem der füdliche Teil Kärntens selbst befragt
wurde, zum größten Teil dem allein ge-
rechten und modernen Selbstbestimmungs-
prinzip. Nur an der Drau klafft eine Lücke.
Dort wurde die Stadt M arburg mit den

deutschen Dörfern ihrer Umgebung wider
Willen ohne Abstimmung zu Jugoslawien
geschlagen. Ebenso erging es dem kleinen
Kärntner Teilgebiet von Unterdrauburg
und dem Grubenrevier von prävali.

"

Als
die deutsche Bevölkerung Marburgs, um

die Volksbefragung zu erzwingen, vor

einer amerikanischen Untersuchungskommiss
sion demonstrierte, wurde sie mit Schüssen
auseinandergetrieben. Die E n t n a t i o -

nalisierung dieses nördlichsten Randes von Slo-
wenien ist seitdem nicht weniger gewaltsam betrieben worden
als die Einbeziehung in den jugoslawischen Staat. Jn Mar-
burg wurden über 50 deutsche Vereine aufgelöst, das Theater
und das deutsche Vereinshaus wurden einschließlich Büchereien und

Silbergerät«besch«l-agnahmt,Studenten- sund Mädchenheim geschlossen,
die zwei Alpienhüttsenfortgenommen. Deutsche Kulturveranstaltuns
gen, wie Theatervorstellungen und «Tiederabsensde,wurden nach Mög-
lichkeit verhindert, zum Teil mit Gewalt. Noch vor vier Jahren
wurde eine deutsch-e Feier sogar durch Bombenlegung unmöglich
gemacht, nachdem der Aktionsausschuß Eder slowenischen Parteien
und Vereine seine Anhänger aufgeputscht hatte. Jm Aufruf der

slowenischen Niationalisten vom Frühjahr 1925 heißt es bezeich-
nenderweise: »-S-olsangefdie Orjuna arbeiten wird, wir-d sie
keinerlei politische oder nationsale Tätigkeit
der Deut-schen in Slowenien zulassen. Jeden derartigen

IVersuchwird sie mit der Gewalt ihrer statutarischen Mittel ver-

.indern.« «-

Die Verhältnisse haben sich seitdem um ein gewisses Maß.
gebessert Daß noch keine grundlegende Änderung in der Ein-

stellung der Slowenen zur Minderheitenfrage zu verzeichnen ist, .

beweist aber die Absetzung des deutschen Führers
bekanntesten Publizisten der europäischen

Seine enge Gemeinschaftsarbeit mit

Wilfan hat ihn nicht vor

dem Schicksal bewahrt, aus

dem Amte als Bezirksarzt
gejagt zu werden — ohne
jeden Grund als den, das;
er den Slowenen in seiner
deutschen Gemeinde Sankt

Egidy bei Marburg nahe
der österreichischenGrenze
trotz betonter Toyalität
gegenüber dem jugoslawi-
schen Staat als Minder-

heitenführer lästig ist.

Morocutti, des

Minderheitenbewegung

Tini hauptptatz
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Marburg a.

Was in der
»

klei-

nen, national umstrittenen
Grenzzone um Marburg
herum geschieht, wieder-

holt sich in den anderen

Teilen Sloweniens, die

lediglich ein J nsel-
deutschtum kennen.
Das Draugebiet zählte bei

der Abtretung an Jung-
slawien etwa 4-0 000 deut-

sche Bewohner, die sich in-

zwischen durch« Verdrän-

gung und Abwanderung
beträchtlich vermindert haben.

Gottschee, Dorfkirche in Malgera

Südlich davon sind in der U n t e r -

st e i e r m a r k seit 10 Jahrhunderten nur die
. Städte

deutsch: Cilli, Pettau, Rann, Windischgräz und Hütten-

berg, -

Kleinstädte nach reichsdeutschen Begriffen, aber voll

deutsch-en geistigen und wirtschaftlichen- Lebens. Auch hier wurden
die Mittelpunkte deutscher Vereins- und Kulturtätigkeit bieschlags
nahmt oder vernichtet, die deutschen Schulen aufgehoben. Seit
von Belgrad her Schulsverordnungen herauskommen, die eine ein-

fache Unterdrückung des deutschen Schulwesens nicht mehr zulassen,
hilft man sich auf dem Verwaltungswege List-en zur Anmeldung
deutscher Kinder für deutsche Schulen dürfen eingereicht werden.
Aber die Unterzeichner werden dann aus die Polizei bestellt und

mit allerhand iSchikansen und Presssionen zur Rtücknahme der An-

meldsusnsgveranlaßt, bis idiie vorgeschriebene Schülerzahl nicht mehr
vorhanden ist. Wirtschaftlicher Boykott ist gegenüber der fleißigen

. deutschen Bevölkerung eine ständig geübte
Methode. Die deutsche presse wird so sehr
wie nur möglich beschränkt und eingeschüch-
tert. Trotzdem beginnt dieses Insel-

.deutschtum, das bis 1918 im Rahmen der
zu zwei Drittel deutschen Steiermark und
im Besitze wirtschaftlicher Und kultureller
Überlegenheit sich so behütet gefühlt hatte,
sich wieder zu erholen. Alte Verwurzes
lung kann auch durch furchtbare Axthiebe
nicht einfach gelöst werden« Auch bilden
die Deutschen in den anderen Teilen Jugo-
slawiens eine Stütze, mehr als jene 500 000

Deutschen im fruchtbarsten Teil der Donau-
ebene, die sich im Belgrader Parlament
wohl zur Geltung bringen können —- sie,
die früher so weit vom deutschen Gemein-

schaftsleben entfernt waren, bilden nun

d Mast den Kristallisierungspunkt für die ver-
«

streuten Deutschen anderer jugoslawischer
Gebiete, die sich ehemals im Bannkreis von Wien und Graz so
überlegen vorkamen.

»

Noch ein-en starken Stützpunkt besitzt das Deutschtum in

Slowenien selbst: «Got—tschee, sdie alte deutsche Sprachinsel im

äußersten Süden »von Kraim heute schon san der italienischen Grenze
gelegen. Abkömmlinge thüringisch-fräsnkischer Einwan-derer, vor

600 Jahren von einem deutschen Grafengeschlecht in eine Wildnis

gerufen, sind fie, durch sloweni·sch-es Siedlungsgebiet von allen

Stammes-genossen getrennt, zu Pionieren deutscher Kultur nahe
der Adria geworden. Der Vergleich mit dens Siebsensbürger Sachsen
liegt nahe. Aber die Unterschiede-sind doch groß. Ein kleines

Völkchen nur, 18000 deutsche Menschen mit einer kleinen Stadt

von 5000 Einwohnern. Keine stolze deutsche Metropole wie

Hermannsftadt oder Kronstadt, sondern ein hübscher,sauberer, kleiner

Flecken. Keine reichen deutschen Dörfer wie im Burgenland oder

am Kokel Ein armes Tand; »viel Steine gibt’s und wenig Brot«-.
Asndere deutsche Inseln haben sich -erhalten, weil die Deutschen
reicher waren als ihre Umgebung und weil sie durch Wohl-haben-
heit sherrschten; vielleicht hat sich das Gottscheer

Lansdarm i trein deutsch erhalten, weil es so bitter

und der Umgebung so
gar keinen Anreiz bietet.

Jetzt zieht ein Braun-

kohlenbergwerk, dessen
schlechte Kohle für Jugos
slawien schon von Wert

ist, slowenische Arbeiter
in die Stadt, die damit

ihren rein deutschen Cha-
rakter verliert. Aber im

ganzen gibt es hier keine

Entnationalisierung,- weil

es keine Völkermischung
gibt. Die Schulen sind
wenigstens gemischtsprachig,
wenn auch die von Laibach

Eine der wenigen Quellen bei Gottschee
(Binnseebachl
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Mitterdorf bei Gottschee

ihm idie genossenschaftlichen Zusammenschiüssedes

deutschen Bauerntums in Jugoslawsien zu besse-
ren Wirtschaftsmetihodew Auch der Entischsluß
zu industriellem Nebeneriwerb sdser Männer und er-

wsachsenen Kinder, sdsie bisher Jahrhunderte hin-
durch lieb-er auf Hausierhandel zogen, könnte

segensreich sei-n. Unid die strategische Bahn, die

Siisdslawien »von hier zur Uldria bauen will, könnte
plötzlichIden Strom der deutschen Reisen-den a-uf
kurzestem Wege durch das Ländchen zum Stitds
meer leiten. -M»anch einer iwird idann sicher bei
den Uaturschönheiten dieser seltsam unberührten
und abgelegenendeutschen Jn-sel, wo verfallene
Burgen In riesigen, noch von Bären und Wölfen
bewohnt-en Wäldern stehen, verweilen unld so
Geld ins Tand bringen, dsas heute noch
kaum Fremdenverkehr kennt. Vielleicht würde
auch das dazu beitragen, die Uuswanderung
nach Amerika (b·e-son-dersnach Kana-da) ein-
zuidäsmmem »die heute smsanche Dörfer ent-
völkert unsd so eine ernste Gefahr für das

Gottscheer Deutschtum bedeutet. —

s-

.—..
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Reichsarbeitsminifler Wissell 60 Jahre.
Vor vierzig Jahren übernahm in Kiel ein zwanzigjähriger

Metallarbeiter der Torpedowerkstatt den Vorsitz seines Berufs-
fachvereins. Um 8. März l929 ernannte ihn die rechts- und staats-
wissenschaftliche Fakultät der Kieler Universität zum Ehrendoktor.
Die Ehrung gilt nach der Ernennungsurkunde »dem Sohne des

Volkes, der in zähem Ringen zur Führung emporstieg, dessen
Denken und Handeln darauf
gerichtet ist. durch o rganische

Wirtschafts-erneue-
r u n g die Jdee einer G e -

imeinschaff aller

S ch a ff e n d e n zu ver-wirk-

lichen, der die kargen M u ß e -

stund e n eines san Urbeit
und Verantwortung reichen
Lebens lder Wissen sch a ft.
g e s ch e n k t« hat. Die Frucht
jener Leistung gibt soeben die

Urbeitsgemeinschasft deutscher
Handwerkskultur als zwei-
bändiges, umfassendes Werk

heraus: ,,De5 alt-en H a n d-

werks Recht und Ge-

iv oh n h e i t.« Es ist ein-e

21rbeit, die Forschiungsersgeb-
nisse aus fünfundzswanzig
Jahren umfaßt. In dieser
Zeit wurde aus dem Metall-
arbeiter Wissell der Cübecker

Urbeiterfekretär und sdann

einer der Teiter idses Zentral-
arbeitersekretariats der Ge-

neralkommission der frei-en
Gewerkschaften Deutschlands,
der Volksbeauftragte Und

Reichswsirtschaftsmsinister,der

amtliche Schlichter für Groß-
Berlin und der Reichs-
arbeitssminister Un den

großenGestaltungsfragen des

JUUgst verigangenen Viertel-
Iahrhunderts hat Minister

entsandten Lehrer
höchstmangelhaft sind. Der

Gottesdienst ist deutsch, rund

die deutschen Sitten können
—- nach Jahren ängstlicher
Bewachung sund schiikanöser
Einschränkungsversuche

—-

Trachtens vuntd

Sänger-festen gepflegt wer-

den. Ein

Umtssbürgermeister
nischser Nationalität wurde

beseitigt, und die Zukunft
des Gottscheer Deutschtums wäre gesichert, w e n n n u r d i e w- i r t -

schaftliche Existenz gesichert wär-e. Vielleicht verhelfen

If

z-
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R

häung

gewalttätiger
sloswei

Stadtturm und Theater »inPettau
SüdSteiermark (jeizt Jugoslawien)

Zur Zeitgeschichie TI-

Nach dem Leben gezeichnet von Rudolf Schlichter

Un dsie 70 000 Deutsche
wohnen in Slowenien, noch
einige Tausend S·lowsenen

mehr wohnen in Kärnten.

Was liegt näher als ein

Gegenseitigkeitss
a b .k o m m e n , das beiden

Völkern ihr nationales und

kulturelles Teben sichert?
Noch ist man in Slowenien
weit von der Duldung des

alteingesessenenDeutschtums
«

entfernt, deren. sich die Kärntner Sloswenen erfreuen. Jst nicht die

Bedrückung der Slaswen in Italien Warnung genug?
in einem slowenischen Zlufruf aus dem Jahre 1925 heißt es im

Zeitfragen der

Adelsberger Grotte

seltsam —

Gegenteil: »UnserVolk in Görz kann kaum leben,
weil die vorherrschende italienische Nation, der
wir nie etwas zuleide taten, es vernichten will-

Wir Slowenen aber als vorherrschsendie Nation

sollen unseren einstigen llnteridrückern gestatten,
daß sie uns das Heiligste anspeien!« Dseutsches
Kulturleben (der deutsche Verein swollte ein-e Sil-

vesterfeier veranst«alten)erschien den Slowenen

merkwürsdsigerweiseals Verhöihnung Die Zeit heilt
vie-les. Sie lwird hoffentlich einem Kleinvolk, das

i

trotz seiner schwierigen nationalen Tage vor Macht-
trunkenheit die klare Richtung verlor-en hatte, den

Chauvsinismus überwinden helfen. Könnten sichdie

Kärntner entschließen, die Kulturautos

nomie, über die seit zwei Jahren verhandelt
wird, trotz übertriebener und-den Grundsätzen ides

Minoritätenrechtes swsidersprechender sloswenischer
Forderung-en durchzuführen,so würd-e auch das-den

Deutschen auf der anderen Seite der Grenze vor-

wärtshelfen. Vielleicht kommt dann die Zeit, wio die
Slowenen merken, was ein Deutscher wie Moto-
cutti und ein Landsmann wie Wilfan für ssie als

Führer in ein besseres befriedetes Europa bedeuten.

Wissell nicht nur tätigen Anteil genommen, in den großen
Sozialisierung und der

erst wieder in der Krise und dem Kampf um das Schlichtungswesen,
hat er gestaltend und zeitweise entscheiden-d eingegriffen. Es ist ein
eigenartiges Begliesitsmotiv dieses Lebens, von dem jetzt die große
Öffentlichkeit zum ersten Male hört, »daß-dieserMann dabei zugleich-
historifche Studien trieb. .

Der Asrbeitsminifter Wissell gehört zu jenen neu-en Kräften von

Planwirtschaft, jüngst

Format, die saus dem Urstosf
der Gesellschaft, dem Prole·

·

tariat,· und ihrer sozialen
Organisation, den Gewerk-
schaften,emporgestiegen ind. .·

·
»

Verfassung-"

gab dieseManner dem Staat, -

dem sie gehören. Die deutsch-e .

Die Weimarer

Republik ehrt sichselbst,swenn
sie·diese Persönlichikseitenaus-»
zeichnet. —- Durch das Leben9«
des erbeitsministers geht eine
klare Linie. Der Ausgangs-
punkt seiner öffentlichen
Tatigkeit ist das Arbeiter-
sekretariat, die Rechtsans-
kunft

,

und Beratung, der

Kampf um das Urbeitsrecht
nnd seine Gestaltung. Der

Weg führte ihn bis zum hohen
Jlmie des Hiiters und Wah-
rers des deutschen Arbeits-
rechts. Damit steht der Sech-
zigjährige njach wie vor dort,
wo er» immer gestanden hat:
un Brennpunkte »der öffent-
lichen Kritik. Licht und Schat-
ten verteilt sdiseGeschichte,nach
Zentimeter und Millimeter

, ausgeniessen Die Aufgabe-der
vLebenden ist es, die Persön-
liclzskeit zu werten und sich

XX ihrer tätigen Gegen-wart zu
freuen. So schließt sich der

,,Hennatdienst« von Herzen
gern den vielenGratulanten an.
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Das Minderheiten-problem in Genf.
he. — Auf der Tagesordnung der 54. Tagung des Völkerbunds-

rates stand folgender Antrag Deutschlands: »Die Garantie des

Völkerbundes für die Bestimmung zum Schutze der Minderheiten.«
Die Vorgeschichte dieses Antrages ist bekannt, ebenso der Zu-

sammenstoß zwischen dem deutschen und polnischen Außenminister
auf der letzten Ratstagung im Dezember v. J. in Genf. Die

damalige Herausforderung Zaleskis hatte Dr; Stresemann veranlaßt,
von sich aus diesen Antrag anzukündigen, da aus den Worten des

polnischen Ratsvertreters ein Geist über die Minderheitenverträge"
sprach, der nicht unwidersprochen bleiben konnte. Und dieser Geist,
der seine Auswirkung sehr oft in die politische Praxis polnischer
Jnnenpolitik umsetzte, entsprang nicht zuletzt einer Theorie, die der

brasilianische Vertreter Mello-Franco auf der Dezembertagung des
Völkerbundes im Jahre 1925 aufstellte, wonach die Minderheiten-
verträge doch eigentlich nur dazu da seien, den Übergang oder die

Assimilation der Minderheiten durch das Mehrheitsvolk vorzu-
bereiten. Obwohl diese Bemerkung damals als rein persönlich
gemacht wurde, war es soweit gekommen, daß Politis, der grie-
chische Vertreter im Völkerbund, im Jahre 1928 den Versuch unter-

nehmen konnte, die Erklärung Mello-Francos als einen Beschluß
des Rates zu zitieren. Der Zeitpunkt, hier klare Begriffe zu
schaffen, war durchaus gegeben, zumal eine reiche Sammlung von

Erfahrungen es uns geboten erscheinen ließ, die grundsätzliche Seite

des Minderheitenproblems auszuwerfen.
Die Behandlung der Frageim Völkerbund leitete der kanadische

Delegierte D andurand mit einem Memorandum über die Ver-

besserung des Verfahrens bei Minderheitsbeschwerden ein und gab
hierzu eine kurze erläuternde Begründung. Sie gab den Auftakt zu
der großangelegten Rede des Reichsaußenministers Dr. Stres e-

mann, der zunächst einen Überblick über die Entwicklung des

Minderheitenproblems seit dem Versailler Vertrag und der Schaffung
des Völkerbundes gab und die Verpflichtungen des Völkerbundes

gegenüber den Minderheiten hervorhob. Dr. Stresemann betonte,
daß das Minderheitenproblem sich nicht in Einzelfällen von

Wünschen und Beschwerden erschöpfe, sondern·eine ständig zu be-

achtende Aufgabe der Staaten und des Völkerbundes sei, daß grund-
sätzlich auf keinen Fall daran gedacht werden könne, die Minder-

heiten allmählich« von den staatlichen Majoritäten aufsaugen zu

lassen, sondern daß ihr Recht auf Wahrung und Pflegung ihrer
kulturellen, religiösen und sprachlichen Eigenarten gesichert und

geschütztwerden müsse. Dadurch werde der Sache des politischen
Friedens am besten gedient. Dr. Stresemann faßte seine Rede in
einer Reihe von präzisierten Schlußfolgerungen zusammen, in denen

er dem Rat eine sorgfältige Prüfung der Möglichkeiten für eine

Verbesserung des Verfahrens in Minderheitensachen zur Erwägung
stellte und die Einsetzung einer besonderen . Prüfungs-
kommis s i o n verlangte. Der nachhaltige Eindruck, den diese mit

—

ruhiger sachlicher Eindringlichkeit gehaltene Rede des deutschen
Ratsmitgliedes hinterließ, konnte auch durch die anschließende
Debatte nicht verwischt werden, obwohl die meisten Redner sich in

ihren Darlegungen in anderen Bahnen bewegten. Von besonderer
Bedeutung in dieser Debatte ist aber die positive Erklärung des

englischen Außenministers Chamberlain, der in jeder Form
von MellosFranco und seiner Assimilationstheorie abrückte, und

ferner sein Eintreten für die Einsetzung einer Studienkommission,
die die einschlägigen Fragen nach allen Richtungen hin ventilieren

·olle. --

! Nach langwierigen Verhandlungen hinter den Kulissen ist dann

schließlich die von dem Berichterstatter Adatci (Japan) zur
Weiterbehandlung der Minderheitenprobleme vorgeschlagene Kom-

promißlösung angenommen worden, wonach ein vorläufiger Arbeits-

ausschuß, bestehen-d aus dem japanischen (Adatci), dem englischen
(Chamberlain) und dem spanischen (Ouinones de Leon) Ratsinitglied
eingesetzt wurde. Dieser Arbeitsausschuß hat unter Berücksichtigung
der verschiedenen bei der Aussprache über den deutschen und

kanadischen Antrag geltend gemachten Gesichtspunkte das in Bes-

tracht kommende Material zu sammeln und kann auch Bemerkungen
der Regierungen mit Minderheitenverpflichtungen und jedes anderen

Völkerbundstaates entgegennehmen. Diese Bemerkungen müssen bis

zum 15. April eingereicht sein. Auf Grund dieses Materials

wird das Berichterstatterkomitee einen Bericht ausarbeiten, den

der Völkerbundsrat, der hierfür als Ratskomitee unter Hinzuziehung
sämtlicher Ratsmitglieder zusammentritt, einer ersten Prüfung, und

zwar v or der nächsten Ratstagung, unterziehen wird.

Was im Augenblick durchzusetzen war, ist gewiß ein Kom-

promiß, aber ein solcher, der keineswegs als belanglos hingestellt
zu werden verdient. Mit ihm war einmal die ursprüngliche, be-

sonders von Polen geförderte Idee, die Angelegenheit bereits in

dieser Märztagung endgültig zum Abschluß zu bringen, fallen-
gelassen worden. Ferner hat der von dem deutschen und dem kann-

dischen Vertreter erhobene Widerspruch dazu geführt, die Ent-

scheidung über die Weitere Behandlung des Problems nicht dem

Berichterstatterkomitee zu übertragen, sondern sie auf den Rat in

—
feiner Gesamtheit übergehen zu lassen. Dadurch, daß man bestimmt
hat, daß der Bericht über die Völkerbundsratssitzungallen Mit-

W

zu haben sein. Als

bezeichnet er hierfür

gliedern des Völkerbundes zugesandt werden« solle, und daß alle
Nationen das Recht hätten, ihre Bemerkungen zu diesem Bericht an

den Vorsitzenden dieses Komitees zu senden, ist jeder Nation der Weg
freigegeben, sich an den Vorsitzenden des Komitees zu wenden und

Stellungnahme zu der vorliegenden Frage vorzubringen. Nicht
nur für diejenigen Staaten, die den Minoritätsbestimmungen unter-

liegen, sondern auch für diejenigen, die an einem Schutz der Minder-
heiten interessiert sind. Demnach können auch Staaten, wie Ungarn,
Bulgarien u. a. ihre Bemerkungen einreichen. Mit diesem Beschluß
ist also die Gewähr gegeben, daß der ganze Völkerbund an

der weiteren Behandlung des Minderheitenproblems mitarbeitet
und ferner, daß das Minderheitenproblem vor der nächsten offi-
ziellen Ratstagung und unter überwiegender Beteiligung der Rats-

mitglieder selbst einer gründlichen Prüfung unterzogen wird. Man

glaubt, daß für die Tagung des Ratskomitees San Sebastian in

Betracht kommt. Jn der offiziellen Tagung, die diesmal in Madrid

stattfindet, würde dann der Rat über die endgültige Fassung des

Berichtes zu befinden haben.
Deutschlands Außenminister war sich von vornherein klar, bei

seinem Kampf in Genf um die Rechte der Minderheiten sich einer

ziemlich geschlossenen Front gegenüberzusehen. Auf den ersten
Anhieb alle Widerstände zu brechen, war unmöglich. Als Aktivum
bleibt aber die Tatsache, daß Deutschland die Minderheitenfrage
in Gang gebracht und sie in den Brennpunkt der internationalen

Diskussion gestellt hat. Den moralischen Erfolg der deutschen Ver-

teidigung sestgelegter Iliinderheitenrechte wird niemand leugnen
können. Und der Dank des Präsidenten des Europäischen Minder-

heitenkongresses, Dr. Wilfan, Triest, den dieser im Namen aller

deutschen Volksgruppen dem Reichsminister Dr. Stresemann für sein
eindrucksvolles Auftreten im Rat zum Ausdruck bringt, ist Beweis

genug für diese Tatsache.

Zur Amtseinfiihrung des neuen Präsidenten
in U.S.A.

Hatte schon das Wahlergebnis im November die Hauptlinien
der neueinzuschlagenden Politik erkennen lassen, so hat nun der
neue Präsident als der einunddreißigste der Vereinigten Staaten
mit dem eindrucksvollen Pomp, den das amtliche Amerika an diesem
einzigen Tage, dem cl-.März, traditionell entwickelt, die Grundlinien

seiner Politik für die-

nächsten vier Jahre -

in seiner Botschaft
bei der Eidesabs

legung klar um-

rissen.
In Europa inter-

essiert in erster Linie,
was Hoover zu den

europäischenAnge-
legenheiten zu sagen
hat. Den Grund-

instinkten des ame-

rikanischen Volkes

Rechnung tragend-
d. h. den dort so be-

sonders populären
Missionsvorstellun -

gen, kommt Europa
eigentlich nur Unter

dem Gesichtspunkt
des Aufbaus und
der Erhaltung des

»Weltfriedens« in

Betracht. Hierfür
wird Amerika stets

praktisches Beispiel

das Haager Frie-
denstribunal. bis-

her noch umstritten,
und Gegenstand sehr

. · «

eifriger Propaganda einer zahlenmäszig nicht allzu großen, dem

individuellen Gewicht nach allerdings bedeutsamen Gruppe, hat
somit der Haag eine wichtige amtliche Anerkennung gefunden.
Fernerhin verbleiben die programmatischen Forderungen Amerikas
in bezug auf Abrüstung. Hier dürften allerdings die eindrucks-

vollen Erklärungen des ausscheidenden Präsidenten aus den letzten
Wochen, welche geradezu auf das alte europäische ,,si vis pacem

par-a bellum« hinauslaufen, nicht die geringste Abschwächung er-

fahren. Deutlich ist die- Absage an diejenigen, welche noch etwa

Hoffnungen setzen sollten auf den Eintritt in den Völkerbund. Im
ganzen fühlt man eine verhältnismäßige Sicherheit durch, daß
man auch o h n e sichtbaren Apparat heute nicht zu fürchten braucht,
die eigentliche Fühlung mit dem Tebenspuls Europas namentlich

Attemtie Plietrs co.
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—
»F allen Fracen des Wirt atlichen zu verlieren. Dies braucht
nicht gedeutetJzu werden ciläsfDesinteressemesitan Europa, wenn

man auch versucht seini könnte, in der so starken Betonung de;Interessen am Ausbau idealer Beziehungen zu den zentrab un.
LudfimerikanischenStaatengebilden eine mindestens vorubergehendi
ylbsage aii Europa zu erblicken. · ,

Zweifellos bedeutsam ist die Ernennung des neuen ULITUstOVS
es Auswärtigen (secpe.t.a»xyof sk,a»t.e)Henriz Lewis Stimson

Stimson,neuengländischer- Herkunft, bereitete sich »qu del»Pale-
Universität(einer der ältesten und »als durchaus aristokratisch gel-
tenden Universität)auf den Rechtsanwaltsberufvor, von welchem

aus. er wjedtholt den Weg in führende politische Stellungen fand,
sp In den Tagen von Roosevelt in die Stellung eines General-

stlaatsanwalts in welcher Stellung er sich namentlich111Der Be-
ka.mprng der Trusts einen Namen machte. Es ware«furihn ein
leichtes gewesen, sich im Weltkriege Wilson in Washingtonlzui
Verfügungzu stellen; statt dessen zog er als Kommandeur eines
Feldartillerieregimentsan die Front. Diplomat und Außenpolitikei
wird er erst nach dein Kriege, und zwar inf der außerordentlich
Fmchttgen Position des Gouverneurs der Philippinen. »Hierist es

rhM als erstem gelungen, eine Mitbeteiligung der·eingeborenen
Elemente an der amerikanischen Regierungsinaschineriedurch-

ZYführemBesonders betont wird von den Amerikanern in eben
dieser Art seiner Amtsführung der Zug vom Jmperialiftischenans
kJUManitäreso ganz den fundamentalsten Volksinstinkten Amerikas

Entsprechend,was sich ja auch in dem von Amerika geschaffenen
Jnftitute of Pacific Relations in Honolulu bekundet. Weitere über-
durchschnittliche Befähigung gerade für die Leitung einer; pun-

flmerikanischen Politik dokumentierte dieser neue Staatssekretar, von
.

Jetzt ab zur rechten Hand im Kabinett von Herbert C. Hoover, in

der erfolgreich durchgeführten Schiedsrichterrolle im Nikaraguai
Streitfall Eine gewiß recht beachtliche Vereinigung»von Führer-

eIgenschaften des Verwaltungsbeamten, des Militars und des

Ußenpolitikers
-

»

Will man also die außenpolitischen Tendenzen, soweit dies

Uberhaupt im Augenblick möglich ist, einer Schätzung unterwerer-
sO hat man es wohl für die nächsten Vier Jahre schWekIIChMTFeIJIeV
Politik des Hemdärmels zu tun, sondern mit einer starken, wirklich-
keitsnahen Hand. Ohne das hierfür das Kabinett Hoover formal
verantwortlich gemacht werden kann, ist sie schon als ausgespr»0ch·en
»nativistischen«Gesichtspunkten dienend gedeutet worden aiilaßlich

HerEntscheidung über das Einwanderungsgesetz. Jst»dasErstaunen
uber diese Entscheidung, welche gerade die deutsche EDITIONS-JUNG-
quote besonders hart trifft und in Deutschland sowie vielleicht noch
Mehr unter den Amerikanern deutscher Abkunft als ein fast unzeit---
gemäßer Mißton empfunden wurde, auch zu einem gewissenGrade

lI,ngereekitfertigt —- wenn man nämlich den amerikanischen»Forma-
lismus« bedenkt —"—,so ist eine solche Entscheidung doch nur dadurch
Möglich geworden, daß man sich heute an allen maßgebenden Stellen
im Verfolg eines hundertprozentigen Amerika-Programms durchaus
auf volkstümlichen Boden glauben darf.

Auf das Innere gesehen stellt sich die Botschaft des Profi-
denten nun vielleicht noch um mehrere Nuancen präzifer als seiner-
zeit im Nebel der Wahlkampagnesauf das damals zugrunde gelegte
Programm ein. Um jeden Preis, und zwar fmit ausdrücklicherEr-

mahnung zum Selbstopfer des Einzelnen in der Nation, sollen
Prosperität und Prohibition verwirklicht werden. . «

fordert praktische Konzefsionen auf gesetzgeberischem Wege an die ja
auch . von Hoover persönlichst festgestellte Not der Landwirtschaft.
Betont wird des weiteren die Wichtigkeit auch der wissen-
s chaftliichen Erfassung störender Faktoren- im . Wirtschaftsleben

— der-» Nation, seie sie elementarer «(Mississippi-Überschwemmung)
oder sozialer Na ur. Die endgültige Gestaltung der Tarifpolitik
der Vereinigten Staaten dagegen wird deutlich den gesetzgeberischen
Körperschaften der Landesvertretung als Aufgabe überwiesen. .

Wie bereits anläßlich der Wahl Hoovers im »Heimatdienst«
hervorgehoben wurde, ist Hoover Ouäker, womit wohl über.allen

Zweifel auch die Ehrlichkeit seiner persönlichenEinstellung in der

Frage der Durchführung des Prohibitionsgesetzes zum Ausdruckge-
langt. Ein Ouäker, mit einem Stammbaum, dessen ursprungliche
Wurzeln in süddeutscherScholle (Baden) festgestelltworden sind,
dessen gesamte verstandesmäßigeund ethischeOrientierung indessen
mindestens ebenso zweifellos heute als im Angelsachsentum ver-

ankert und durch dieses bestimmt angesehen werden muß» «

Dr. K. O. Bertling.

Der dentschslitauischeHandels-
und Schiffahrtsvertrag.

Am 19. Februar d. J. unterzeichnete der litauischeStaats-
präsident Smetona die Ratifikationsurkunde des deutsch-litauischen
Handels- und Schiffahrtsvertrags, der am Zo; Oktober v.I. m
Berlin nach langwierigen, etwa ZZjährigen Verhandlungennebst
einem Konsular- und Rechtsverkehrsvertrage von beiden Partnern
unterzeichnet und am 7. Februar d.J. vom Deutschen Reichstage
angenommen worden war. Am 22. Februar erfolgte in Kowno der

Prof perität er-
·

Austausch der Ratifikationsurkunden. Gleichen Tags trat der

Vertrag in Kraft. Er bildet das . Kernstück eines größeren
Vertragswerks von zehn Verträgen, von denen acht bereits

abgeschlossen sind. Der alte, am l. Juni 1925 unterzeich-
nete, aber erst am 5. Mai 1926 ratifizierte Handelsvertrag ent-

sprach nicht mehr den Bedürfnissen beider Länder und bedurfte
dringend einer Revision, doch erwies es sich, da deutscherseits ins-

besondere die Interessen des gleich Litauen vornehmlich agrarischen
Ostpreußens zu berücksichtigenwaren und in Litauen die Gefahr
der deutschen wirtschaftlichen Überlegenheit übertrieben eingeschätzt
wurde, daß der Jnteressenausgleich trotz der guten politischen Be-

ziehungen auf fast unüberwindbare Schwierigkeiten stieß. Nach der

Unterzeichnung des Vertrages setzte in der litauischen Oppositionss
presse, den Blättern der christlichen Demokraten ·und der Volks-

sozialisten, ein Sturm der Entrüstung ein, dem jedoch vor allem

politische Motive zugrunde lagen. Die litauische Opposition wollte

sich die Gelegenheit zu Angriffen gegen die Regierung nicht ent-

gehen lassen und wurde daher von den Staaten, denen eine An-

näherung zwischen Deutschland und Litauen nicht in ihre Politik
paßt, leicht beeinflußt. Diese Blätter machten der Regierung den

Vorwurf, sie hätte ihr Land den Deutschenzur Kolonisation aus-

geliefert, ,,verkauft«, ohne dafür ersichtliche Vorteile erhalten zu

haben, und behaupteten, Deutschland hätte eine politische Zwangs-
lage Litauens rücksichtslos ausgenutzt. All diese Vorwürfesind
leicht zu widerlegen, da die neuen Vereinbarungen mit ganz un-

bedeutenden Ausnahmen gegenseitigen Charakter haben und

die beiderseits beschlossenen Meistbegünstigungen auch Deutschland
verpflichten, den Staaten, mit denen Litauen Meistbegünstigungs-«
verträge abgeschlossen hat, diese Zugeständnisse zu machen. Mit

gleichem Rechte könnte daher auch von einer Deutschland drohenden
Gefahr der Iitauischen »Kolonisation« Ostpreußens gesprochen
werden. Der wirtschaftlichen Stärke Deutschlands dürfte es aller-

dings weit eher gelingen, maßgebenden Einfluß auf die litauische
Wirtschaft zu erlangen, als es umgekehrt der Fall sein könnte, aber
wenn der stärkere-Partner, d. h. Deutschland, sich mit dem Grund-

satze der Gegenseitigkeit begnügt und nicht größere Vorteile er-

zwungen hat, dürfte doch wohl die Tatsache, daß er das größte-«
Gewicht auf die Herstellung eines freundschaftlichen Verhältnisses
gelegt hat, unverkennbar sein.

Die Heftigkeit der insbesondere von auswärtigen Einflüssen
aufgestachelten Opposition läßt freilich erkennen, daß es sich hier
nicht um einen der üblichen Meistbegünstigungsverträgeder Nach-
kriegszeit handelt, sondern daß der in seiner Bedeutung vielerseits
unterschätzte Vertrag von ganz besonderer außenpolitischer Bedeu-
tung ist. Litauen hat es sich darin ausdrücklich vorbehalten, nur

«

den baltischen Staaten Lettland und Estland Sondervergünstigungen
einzuräumen, und Deutschland hat diese ,,baltische Klausel«
anerkannt. Dagegen werden weder der Sowjetunion noch Polen
solche Vergünstigungen in Aussicht gestellt, wie ja. auch der bis-
herige deutsch-litauische Vertrag die ,,russische Klausel« nicht ent-
hielt, und da auch im neuen Verträge Polen den baltischen Staaten
nicht zugezählt wird, ist ihm für dessen Geltungsdauer — also für
fünf Jahre und, falls der Vertrag nicht sechs Monate vorher ge-
kündigt worden ist, auf unbestimmte Zeit -—— das Zugeständnis
dieser litauischen Sondervergünstigungen unmöglich gemacht, und
auch der Umweg zu ihnen über den neuen estländischspolnifchen
Handelsvertrag, der alle Estland zugestandenen Vergünstigungen.
auch auf Polen überträgt, ist für Polen nicht beschreitbar. Die

Einfügung der ,,russischen Klausel« in den neuen Vertrag unter-

blieb, obwohl ihn selbst das litauische Regierungsblatt für »not-
wendig und nützlich« erklärt hattej Somit hat Litauen nicht nur

auf die wirtschaftliche Anlehnung an Polen, sondern auch auf eine
solche an die Sowjetunion verzichtet, dagegen den Weg zum engeren
Zusammenschlusse mit Lettland und Estland offengelassen.

Der Handelsvertrag ist ein Instrument ohne Tarifanlage, das -

in tariflicher Beziehung auf den Bestimmungen des Vertrages
von 1923 aufgebaut ist. Er fußt auf dem Grundsatze der Meist-
begünstigung, gewährt aber darüber hinaus den Angehörigen der
Vertragsstaaten vielfach —- namentlich in der Niederlassungsfrage—-
Inländerparität. Die ersten drei Artikel· regeln das»
Nie d erlassungsrecht in liberaler Weise, indem sie den An-
gehörigen der Vertragsstaaten in bezug auf Handel, Gewerbe und
Schiffahrt die den Jnländern und den Angehörigen der meistbegüns
stigten Staaten gewährleisteten Vorrechte, Befreiungen und Ver-
günstigungen aller Art und, innerhalb der von den Landesgesetzen
gezogenen Grenzen, gleich den Jnländerii auch volle Freiheit zur
Ausübung jeder Art von Handel, Gewerbe oder Beruf, sofern das
Landesgesetz diesen Beruf nicht nur dem Jnländer vorbehält, zu-
gestehen. Unter der Voraussetzung der Wahrung der Landesgesetze
dürfen Angehörige eines Vertragstaates das Gebiet des anderen
Staates frei betreten und bereisen, sich darin aufhalten und nieder-

lassen uiid es jederzeit frei verlassen. Die bestehendenlitauifchen Vor-
schriften über die Zoll- und Paßkontrolle für Ausländer bleiben iii

Kraft. Den Angehörigen der Vertragspartner werden für ihre Person -—
!

I

und für ihre Güter die Rechte der Jnländer auch auf den Gebieten der

, iozs .

t.-



Der Heimatdienst

Steuern, Hölle, Gebühren und anderen Tasten, des Arbeitsschutzes,
- der öffentlichen Fürsorge, der Arbeitsgefetze und der Sozial- und

Arbeitslosenversicherung zuteil. Im alten Vertrage war nur von

einer ,,wohlwollenden, Behandlung« die Rede. In bezug auf den

Erwerb, den Besitz und das Verfügungsrecht über bewegliches und

unbewegliches Vermögen räumt der Vertrag allerdings nur Meist-
begünstigungsrechte ein. Litauen hat sich das Recht vorbehalten,
das Riederlassungsrecht durch Tandesbestimmungen einzuengen, und
hat das bisherige Verbot des Tanderwerbs durch Ausländer in

— Kraft belassen. Somit gibt der neue Vertrag für die litauische Be-

fürchtung einer »Überschwemmung« Titauens durch deutsche
»Kolonisatoren« keinen Anlaß. Jm Schlußprotokoll zum Vertrage
ist der Abschluß eines Abkommens über die Saisonarbeiter und die

Einräumung des Rechts zur Weiterarbeit der deutschen Versiche-
rungsunternehmungen im Memelgebiet sowie eine Regelung der

Saatguteinfuhr vorgesehen. Ferner wird wohlwollende Behandlung
in Sachen der Aufenthaltsgebühren in Aussicht gestellt. Das am

16. Juni 1925 unterzeichnete Zusatzabkommen über den kleinen

Grenzverkehr erwartet jetzt seine Ratifizierung.
Unverändert geblieben sind die Artikel über die« Ein -, A u s -

und Durchfuhr der Waren, in denen auf jedes Verbot, so-
weit es sich nicht um die öffentliche Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz für Tiere und Pflanzen handelt, als unstatthaft verzichtet
wird. Dieser Fragenkomplex war das Hauptthema der Verhand-
lungen, und da deutscherseits nur« ein begrenztes Kontingent von

Vieh und Fleisch aus Rücksicht auf die ostpreußischeTand-

wirtschaft und auch .an etwaige Meistbegünstigungsansprüche
Polens zugestanden werden konnte, setzte gerade hier die Kritik der

Opposition ein.

Auf dem Gebiete der Z ö l le enthält der Vertrag nur die Zu-
sicherung der Meistbegünstigung,"doch verpflichtet sich Litauem die

Ausfuhrzölle für unbearbeitetes H ol z, allgemein gültig, um

50 v.H. herabzusetzen und vom Inkrafttreten des Vertrages an

keine Ausführzölle oder Abgaben auf gewisse tierische Er-

« zeugnisse (Roßhaare, bearbeitete Borsten, Hörner, Knochen, Häute,
Felle u. a.) zu erheben. Die Herabsetzung der Holzzölle ist für Ost-
preußens Holzhandel und sindustrie von außerordentlicher Bedeu-

tung. Dasselbe darf über die neuen Bestimmungen über den

Schiffsverkehr und die Flößerei auf der Meniel

sowie über die Erleichterungen der- B i n n e n s ch i f f a h r t und

Flößerei überhaupt, zumal der Durchflößerei von Holz dritter

Staaten nach Deutschland, gesagt werden. Jn den Bestimmungen
über den S e es ch iffs v e r k e h r ist die Jnländerparität an die

Stelle der Meistbegünstigung getreten.
schließlich die Regelung der V e r k e h r s t a r i f e , nach denen auf
den Eisenbahndurchgangsstraßen von und nach den oftpreußischen
bzw. litauischen Häfen keine ungünstigeren Durchführtarife zur An-

wendung zu bringen sind, als für den Durchgangsverkehr von und

nach den eigenen Häfen. Dadurch wurde vor allem verhindert, daß
die alte Zufuhrstraße des Ostens nach Königsberg nach
Memel abgebogen wurde, das diesem Verkehr in keiner Weise
gewachsen wäre. Obwohl sich die Memelländer in diesem punkte
der litauischen Opposition anschlossen, konnten ihre zu weit gehenden
Wünsche nicht berücksichtigtwerden. Alsdann kamen beide Par-
teien überein, die direkten Gütertarife zwischen Königsberg
(Pillau) und den litauischen Stationen wie auch den jenseits
Litauens gelegenen Stationen herzustellen. Die Frage der Ur -

sprungszeugnisse wurde nach den deutschen Wünschen ge-

regelt, die der A u s w a n d e r e r beförderung und -anwerb.ung nach

dem Grundsatze der Meistbegünstigung. Die im Verträge enthal-
tene Schiedsgerichtsklausel, die am 29. Januar v.J. m

Berlin unterzeichnet worden war, ist auf fünf Jahre abgeschlossen
und läuft automatisch weiter, falls die 6-U«ionate-Kündigung
ausbleibt.

-

Der neue Vertrag bezweckt eine allgemeine Bereinigung der

zwischen Deutschland und Titauen entstandenen wirtschaftlichen
Schwierigkeiten, und man tut wohl nicht unrecht, wenn man sich
der Hoffnung hingibt, daß er insbesondere der ostpreußifchenWirt-
schaft neue Perspektiven für einen gesunden Handelsverkehr mit

Litauen eröffnet und diesen Verkehr stark beleben wird. MHg.

Nordschleswigs Schulforderungen im

deutstsen Reichstag.
Die Ablehnung, die das dänische Unterrichtsministerium im

Februar 1927 den vom ,,Deutschen Schulverein für Nordschleswig«
vorgebrachten Schulforderungen erteilt hat, ließ die Frage keines-

wegs zur Ruhe kommen; vielmehr hat der Vertreter der Schless
wigschen Partei, wie die politische Organisation der Deutschen«in
Dänemark genannt wird, pastor SchmidtsWodder, die gleiche
Forderung in Form einer Gesetzesvorlage wiederholt, die er im

dänischen Reichstag eingebracht und dort in einer längeren Red

am 19. Februar vertreten hat. .
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Von größter Bedeutung ist-

Die Vorlage ist von zwei Gesichtspunkten bestimmt:
I. daß das Schulwesen einer nationalen Minderheit von den

eigenen Organen dieser Minderheit unter staatlicher Aufsicht ver-

waltet werden solle;
Z. daß die wesentlichen Kosten dafür aus öffentlichen Mitteln

getragen werden müssen.
·

Bei der öffentlichen deutschen Volksschule fehlt das ersie,
während das zweite zutrifft; bei der deutschen privatschule
wiederum ist das erste bis zu einem Grade gesichert, während so
gut wie alles für das zweite fehlt.

Diesen Mängeln soll nun auf folgende Weise abgeholsen werden:

I. dadurch, daß deutsche Schulkommissionen für deutsche,
öffentliche und private, Schulen gebildet werden;

Z. daß der Staatszuschuß zu den deutschen Privatschulen
wesentlich erhöht wird;

Z. außerdem soll die bisherige Schulordnung auf die höheren
Schulen ausgedehnt oder die Möglichkeit für eine höhere deutsche

Schule, private oder öffentliche, geschaffen werden;
·4. die Ausbildung der Lehrer dürfte am besten auf deutschen

Anstalten erfolgen, wobei nicht ausgeschlossen sein soll, daß die

Lehrer auch in das dänische Schulwesen eingeführt werden;
5. wo nicht eine öffentliche deutsche Schule errichtet werden

kann, sollen die Kinder das Recht haben, eine etwaige deutsche
Schule der Rachbargemeinde zu besuchen.

SchmidtsWodder wies in seiner Begründung auf die Durch-
führung der kulturellen Selbstverwaltung für die deutschen Minder-

heiten in Tettland und Estland hin. Auch die dänischeGesetzgebung
zeige Ansätze zu einer Berücksichtigung der Minderheitenrechte,
wenn auch nur den Bewohnern Grönlands, der Färöer und Jslands
gegenüber. Dagegen glaube man merkwürdigerweise, den Deutschen
denselben Wunsch verweigern zu müssen- Andererseits gebe die neue

preußische Minderheiten-Schulordnung der dänischen Minderheit
südlich der Grenze viel weitergehendere Rechte in Fragen der privat-
und höheren Schulen, als der deutschen Minderheit in Dänemark

zustehen.
Die Vorlage SchmidtsWodders und seine Begründung zeigen

deutlich die Mängel des deutschen Minderheitenschulwefens in Nord-

schleswig. Die vier höheren deutschen Schulen in den vierStädten
des abgetretenen Gebiets sind restlos verschwunden. Aber auch
selbst unter den öffentlichen Elementarschulen Nordschleswigs gibt
es keine einzige rein deutsche Schule, weder staatliche noch kommu-
nale im Sinne der deutschen Minderheit; die deutsche Schulaufsicht,
deutschen Lehrplam deutsche Tehrkräfte, eine sogenannte deutsche
Gesinnungsschule beansprucht. Es gibt lediglich öffentliche dänische
Staatsschulen, etwa Zo, mit deutschen Zügen, d. h. auf dem

dänischen Lehrplan nimmt die deutsche Sprache eine bevorzugte
Stellung ein, während dänische Lehrer den Unterricht erteilen. Um

die noch wenigen verbliebenen deutschen Lehrer zu entfernen, hat
man eine mehr als hundertjährige Verordnung, die das anordnet,
hervorgeholt.

Der Unterrichtsminister Byskov wiederholte seine vor zwei
Jahren dem Deutschen Schulverein gegenüber vertretene Ablehnung
und erklärte sich nur bereit, im Ausschuß einzelne Punkte zu er-

örtern. Seine Ablehnung suchte er u. a. mit dem Satz zu be-

gründen, daß ,,dänische Schulkinder nicht schlechter gestellt werden

dürften als deutsche«,was der Fall würde, wenn die Vorlage Gesetz
würde. Da die Forderungen Schmidt-Wodders ja nur das in

Dänemark anstreben, was in Deutschland nach der neuen preußischen
Minderheitenschulverordnung bereits gilt, so gab damit der dänische
Unterrichtsminister zu, daß die deutschen Schulkinder in Dänemark

schlechter gestellt wären als die dänischen Schulkinder in Deutsch-
land, daß damit also die angeblich liberale dänische Schulgesetzs
gebung verbesserungsfähig wäre.

«

Die Debatte über die Vorlage zeigte, daß der Unterrichts-
minister mit seiner schroffen Ablehnung ziemlich allein stand, wäh-
rend die Wortführer der parteien doch recht viel Verständnis für
den deutschen Vorschlag und auch ein gewisses Entgegenkommen
bewiesen. Der konservative Wortführer Holger Andersen erklärte

den Augenblick für die Vorlage pfychologisch gut gewählt, weil die
neue preußische Minderheitenverordnung eine Grundlage für die

Forderungen gebe. Er trat dafür ein, daß alle Schulen der deutschen
Minderheit Privatschulen sein sollten, und daß diese erhöhten
Staatszuschuß erhielten, der sich dem südlich der Grenze bewilligten
anpasse. (Jetzt zahlt Dänemark für den deutschen Privatfchüler
50 Kronen, preußen 60 v. H. des Lehrergehalts, was für den

einzelnen dänischen Schüler etwa 500 M. ergibt). Der frühere
Kirchenminister Povlsen anerkannte namens der Radikalen die Be-

rechtigung für eine günstigere Stellung der deutschen Minderheit in

Nordschleswig und der Sozialdemokrat I. P. Nielsen nahm scharfe
Stellung gegen den Unterrichtsminister: die dänischen Behörden
setzen das Recht der deutschen Minderheit beiseite. Er halte es für
die pflicht des Staates, das gesamte Schulwesen aufs beste zu regeln
und damit die Privatschulen überflüssig zu machen. Die deutschen
Kinder müßten die Möglichkeit haben, in ihrer Muttersprache
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unterrichtet zu werden, aber auch die, an dänischen Universitäten
und TFhmnstaltenzu studieren.
«

DIE Aussicht besteht also, daß die deutschen Schulforderungen
fux Yordfchleswigdiesmal auf parlamentarischem,Wegeder Ver-

spkrkllchungeinen Schritt näherkommen, während die Verwaltungs-
mstanzen biSlier nur abgelehnt haben. Das Verdienst danF Ilegt

POT allem in SchmidtsWodders maßvoller abwägender Taktik und

m seMem persönlichen Ansehen, insofern als er als einztger»Ub-

gFordneter seiner Landsleute die Mehrheit des Parlamentsfbiszu

Allem Grade für sich gewinnen konnte; dann- aber ist auch die neue

PWUBische Minderheitenschulverordnung von erheblichem Ausschlag
gewesen«da die Dänen nicht gut das Entgegenkommen dieserVer-

ordnUng gänzlich unbeantwortet lassen konnten. Gewißwerden

Such die wohlwollendsten Beschlüsse des dänischen Reichstagsauss
lchUsseSkeine volle Erfüllung der deutschen Forderungen bringen,
Operdieser Fall hat immerhin gezeigt, auf welchemWege allmählmi
die zwischen Dänemark und seiner deutschen Minderheit bestehenden
Unstimmigkeitenausgeglichen werden können.

Eine polnische Dünnfestung.
Als die im April 1920 :begonnene Offensive der unter dem Ober-

befekilMarschall Pilswdsskis stehenden polnischen Truppen vor Kiew
zusammenbrachund diie Truppen der —So«wsjetr-egierungden beschleunigt
zursückflutendenPolen nachstießen, hielt man vielfach Polen für ver-

loren. Doch die Kräfte der vSowjetregierung reichten für ein-e Aus-

nutzung ihres Erfolges nicht aus, und es geschah das ,,Wu-nderan der
Weichsel«:die Rot-e Armee zerfisel, und der russischssspolnischeKrieg

endete mit einer derart verzweifelten Lage »der So·w1etregierung, daß
dlelse sich nach langwierigen Verhandlungen gezwungen sah, am
lss März 1921 in Riga einen Friedensvsertrag zu unter«zesichnen,in
d««emsie an Polen etwa 5000 Quadratkilometer Hand abtr—at.»Die in
diesemVertrag-e gensau festgelegte polnischssoswsjetischeGrenzlinie,die

sich viele Kilometer östlich von der im Präliminarfrieden vom
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J2. Oktober 1920 vorgeschlagenen Curzon-Grenzlinie hinzog, beginnt
im Norden an der lettländischssrussischenGrenze, id. h. der alten Ver-

ivaltungssgrenze zwischen den ehemaligen Gouvernements Wilna und

Witebsk östlich des im Osten der lettländifchen Festung Dünaburg
gelegenen Ortes Disna und biegt hier nach Süden ab, zieht sich bis zu
den Quellen des Memelflusses (Njenien) und erreicht schließlichin

Wcht gerader Lin-je den Dnjestrflußnorddstlich von TarnopoL Durch
diese Grenzziehung war Po le n i n den« Besitz einer Strecke
des linken Ufers des Dünaflusses gelangt. Das

l«e«(kit«cUfer gegenüber ist lettländischesGebiet; kurz vor Düna-hing

User auch das linke Ufer des Stromes lettländisch Westlsich von

diesem von Polen neu-erworbenen Tandstiick an der Düna zieht sich
nach Südwesten die problematische Grenze des Freistaats Ditauem
dem »der politische General Zeligowski durch- seinen Gewaltstresich am

si. Oktober 1920 die alte litauische Hauptstadt Wilna mit dem ge-
samten zum ehemaligen Gouvernement gleichen Namens gehörenden

Gebiete entrissen hatte. Am 15..M1ärz1925 bestätigte die Botschafteri
konferenz die kurz zuvor vom Völkserbundsiratfestgelegte litauisch.
polnische D-emarkatsions·lini-e,aber Citaiuen hat dies-e Grenszziehung sbis

heute nicht anerkannt. Dieses polnsischeGebiet, »das sich wie ein Keil

zwiischen die Sowjetunion und Titauen schiebt und im Norden an

Liettland grenzt, wird sals östliches Gegenstück zum westpreußischen
(Danzi-ger) Korridor der p o l n i s ch e O st k o r r i d o r genannt.
Während von politischer Seite der Versuch gemacht wird, idie

Besitzer-greifung vom Danziger Korridior mit der Notwendigkeit zu

begründen, dem polnischen Staate einen Zugang zum Meer offen zu

halten, läßt sich für die Besitzergreisiung vom Ostkorridor nicht einmal

ein derartiges Argument anführen. Begründet wiiid Idie Annexion
mit dem angeblich polnsischen Charakter dieses Tandstreifens; denn der
im Wilnaer Gebiet gelegene reiche politische Latifundienbesitz hatte
einigen wenigen polnischen Magnaten die Herrschaft über eine vier-

armte, teils litauische, zum-eist aber weißrussischeBasuernbevölkerung
verliehen; doch, desr Hauptzweck des schmalen Korrisdors war doch
zweifellos die von Polens westlichen Freunden gewünschte Schaffttng
einer trennenden Bart-i-er-e zwischen dser Sowsjetunion und Litatien

-bzw. Deutschland und die Beherrschung des Verkehrs zwischenDeutsch-
land vunsd Rußland üsber Titauem

Eine Verlautbarung des offiziösenWarschauer Blsattes ,,Epoka«
hat nun diesen Ostkorridor wieder in den Mittelpunkt des Interesses
gerückt. Das Blatt bracht-e einen Artikel, der auf einen in amtlichen
polnischen Kreisen- lbestehenden Plan-—hinwies, am polnischen Düna-
ufier bei der Ortschsaft Dsr u j a-, hart vor dem Eintritt sder Düna ins

lettlänidsischeTerritorium einen großen polnischen Hafen zu schaffen,
und- zwar einen Hafen, der sein-e kaum geringer-e machtpolitische Be-

deutung haben würde
«

als sein Gegenstück
im Westen, im Dan-

ziger Korridor, der

Hafen von Gdingen,
einen Hafen und
eine Festung, die der

starken lettländischen
Festung Dünaburg
flußaufwärts vor-

gelagert wäre. Da

die Düna bei Druja
recht seicht ist und

nur im Frühjahr
eine Holzflößerei,
nicht aber eine

eigentliche Schiffahrt
gestattet, zahlreiche
Stromschnellen und

Steindämme sogar die Flößerei behindern und eine Schiffahrt
auf dem Flusse nur möglich sein würde, wenn in den Kalk-
steinboden der Düna eine etwa 150 Kilometer lange Fahrrinne
gesprengt würd-e, sind die wirtschaftlichen Aussichten des Hafen-bau-
planes überaus fragwürdig Ernst-er zu nehmen wäre dagegen der
Bau einer Festunigsanlage sbei Druja, denn sie würd-e Polen die »Herr-
schaft über den Mittellan »der Düna in die Hand geben und von

dieser Ländereckse aus einen strategischen Druck Polens auf Rußlansd,
Litauen und auch Tiettland ermöglichen. Polen könnte hier die ffür
die lettländischeHolzbseavbeitsu«n·gsindustrieüberaus wichtig-e Flößerei
des ruf-fischenHolzes nach sTiettland .unter.b«inden;es könnte von dieser
Festung aus auch die Bahnlinie Riga:——Dünaburg-—Moskaubedrohen;
des weiteren erhielte es ein Zentrum für seine Einwirkung auf die

schon jetzt von ihm stark beeinflußte, von katholischen Eetten bewohnte
lettlänsdischeProvinz Tsettgiallen Mit dem Ostkorridsor ist dsie Strecke
DunaburgsGrodnoder für den ruf-fischen E·isen-bahn.verksehreinst über-
aus wichtigen Baihnmagistrale Herrin-grad(P·et«ersburg)——Warschau
ganz in die Hand Polens gelangt,·und seine Festung Druja würde den
Schutzder politischenEnsdstation dies-er Strecke übernehmen können.
Schließlich wurde die Festung den starken, im Ostkorridor unter-
gseibrachtenpolitischen Truppenmsassen als Stützpunkt dienen

In Tsettland, auf dessen südöstlicheGebietsecke Polen wiederholt
Anspruch-e erhoben hat, erregt der ivon der ",,Epo-ka«bekanntgegebene
Plan lebhaft-eBesorgnis Desgleichen hat in Titauen und sin der

Soivjietuniondie Aussicht auf die Errichtung eines polniischen milis
tarischen Stützpusnktessan der Düna sehr verstimmentd gewirkt, aber
auch andere europäischeStaaten müssen in diesem Plan esin neues

bedenkliches Zeichen für das Anwachsen des polniischenMsilitarismus
erblicken. MHg

Die Invalidenversicherung
An keinemVersicherungszweige hängen soviel Wünsche und Er-

wartungen, wie an der Invalidenversicherung
Versicherte verlangen leichtere Voraussetzungen im Erwerb der

Renten oder längere Dauer beim Kinderzuschuß und der Waisen-
rente: Der Verlust von zwei Dritteln der-Erwerbsfähigkeit oder«
Vollendung des os. Lebensjahres sei eine harte Voraussetzung, es

geiiüge für die Jnvalidenrente die Einbuße der halben Arbeitskraft
«

(
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oder das Alter von 60 Jahren und für die Witwe der Tod des Er-

nährers überhaupt ohne Nachweis der Erwerbsbeschränkungz Kinder-

zuschüsseund Waisenrenten sollten nicht schon mit dem 15., sondern
erst mit dem 18. Lebensjahre wegfallen.

Das hätte viele neue Versicherungsfälle und eine längere Lauf-
zeit der Renten im Gefolge. Gegen Invalidität sind rund 18 Mil-

lionen Arbeiter versichert. Ietzt sind schon rund 2 Millionen In-
validenrenten, 465 000 Witwen- und Witwerrenten und 720 000

Waisenrenten im’ Laufe. Die Rentenzahl ist hoch, aber die natürliche
Folge der seit 1. Januar 1891 bestehenden Invalidenversicherung
und der Verluste im Kriege.

Erwartet werden ferner höhere Geldleistungen. Die Invaliden-
rente umfaßt Grundbetrag und Reichszuschuß als feste, Steige-
rungsbetrag und Kinderzuschuß als bewegliche Bestandteile; der

Kinderzufchuß beträgt 10 RM. im Monat. Die Jnvalidenrente ohne
Kinderzuschuß ist im Reichsdurchschnitt ZZ RM., auf dem Lande
25 bis 27 RM. und in der Industrie 40 bis 45 RM· im Monat.
Die Erhöhung beim Grundbetrag oder Reichszuschuß um 1 RM.
im Monat erfordert die Jahresausgabe von ZZ bis 55 Mill. RM.

Während die Angestelltenversicherung das ganze Gehalt ver-

sichert und darüber hinaus noch eine freiwillige Höherversicherung
zuläßt, berücksichtigtdie Invalidenversicherung nur den Wochenlohn
bis zum Höchstbetrage von 42 RM.; höhere Löhne werden weder

für den Beitrag noch für den Steigerungsbetrag in Rechnung ge-

stellt. Die Gewerkschaften verlangen in diesem Punkte die« Gleich-
stellung mit der Angestelltenversicherung und deshalb die Auf-
stockung neuer Lohn- und Beitragsklassen. Das brächte zunächst
höhere Beiträge, später aber auch höhere Leistungen, weil ein Fünftel
der Beiträge als Steigerungsbetrag in ider Rente zurückerstattetwird.

Jm Jahre 1929 werden die Versicherungsanstalten für Renten, frei-
willige Leistungen und Verwaltung 880 Millionen RM. aufwenden
müssen; dazu kommt noch der Reichszuschuß von 212 Mill. RM.

zu den Renten aus der Invalidenversicherung und der Reichsbeitrag
von 164 Mill. RM. für Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Vor-
inflationszeit.

Auf Grund der Erklärung, welche die Reichsregierung am
— 27. Februar 1929 über die wirtschaftliche Entwicklung und die

reparationspolitische Belastung im Reichstage abgab, stellte der

sozialpolitische Ausschuß des Reichstags mit ganz überwiegender
Mehrheit die Beratung der-Anträge zur Invalidenversicherung bis

auf weiteres ein. Die Reichsregierung hat nicht ausgesprochen, daß
die Anträge auch in ihrem sachlichen Kerne unberechtigt seien, sie
verneinte nur für jetzt die Erfüllungsmöglichkeit.

In der Offentlichkeit herrschen stellenweise falsche Vorstellungen
über das Vermögen der Versicherungsträger. Bei den Kranken-

kassen und Berufsgenossenschaften sind erhebliche Mittel für lang-
fristige Kredite nicht vorhanden. Die Beiträge bringen im allge-
meinen nicht viel mehr ein, als zur Erfüllung der gesetzlichen Auf-
gaben jeweils notwendig ist. In der Invalidenversicherung sind
noch für drei oder vier Jahre Überschüssezu erwarten, die dann
den Fehlbetrag der darauffolgenden Jahre decken müssen. Dabei ist
allerdings vorausgesetzt, daß sich der Arbeitsmarkt nicht wesentlich
verschlechtert und daß nicht neue Leistungen ohne neue Beiträge
den Versicherungsanstalten auferlegt werden. Verhältnismäßig
günstig ist der Vermögensstand in der Angestelltenversicherung, in
der Hauptsache wegen des steten Zuwachses an neuen Mitgliedern.

Der Verwaltung und Anlegung der Versicherungsmittel wurde
in den letzten Jahren besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Bei
der Bewirtschaftung der Mittel gebührt dem Versicherungszweck der

unbestrittene Vorrang Die Versicherungsträger werden daher ihren
Kassenbestand verringern und sich im Erwerb von GrundstückenZu-
rückhaltung auferlegen.- Die freien Mittel können und sollen als

Beitrag für die Bildung eines Geldstromes aus inländischenQuellen
dienen. Es-ist erklärlich, daß dabei zunächst das örtliche Kredit-

bedürfnis betont wird; dieses Bedürfnis darf aber nicht überschätzt
werden. Im Vordergrunde steht das Kreditbedürfnis der Volks-

wirtschaft im allgemeinen und des Haushalts des Reichs und der
Länder-. Rotwendig ist aber auch die Förderung des gemeinnützigen
Wohnungsbaues, des ländlichen Siedlungswerkes und der landwirt-

schaftlichen Meliorationen. Zwischen diesen konkurrierenden Be-

strebungen muß ein angemessener Ausgleich gefundenwerden. Die

Sozialversicherung ist nicht bloß mit der Vol swirtschaft, sondern
auch mit dem Reichshaushalt auf Gedeih und Verderben verbunden.

Darauf werden die Versicherungsträger die Rücksichtnehmen müssen-
die mit dem Versicherungszwecke vereinbar ist. Wird dem Reiche für
das Jahr 1929 der oben bezeichnete Reichsbeitrag von 164 Mill. RM.

gegen Hingabe von Schatzanweisungen oder sonstigen Schuld-
urkunden gestundet, so ist das eine Maßnahme, welche die sozial-
politischen Zwecke der Invalidenversicherung nicht beeinträchtigt,
dem Reiche aber die Abgleichung des Haushalts 1929 möglich macht.
Jn Zeiten«der Rot waren es niemals die Länder oder Provinzen,
sondern immer nur das Reich, das für die Träger der Invaliden-
versicherung eingetreten ist, z. B. während der Inflation und dann

auch noch im Jahre 1925.

Ministerialdirektor Dr. G r i e s e r , Berlin.
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Arabien als neues Unruhezentrum im nahen-Orient
Neben Afghanistan scheint sich nunmehr in Arabien ein Un-

ruhezentrum im nahen Orient zu bilden. Die Nachricht-en, »die aus

dem Hedschas kommen, sind zwar zunächst noch unklar. Sie lassen
aber keinen Zweifel darüber, daß in Inn-erarabien Unruhen gegen
Ibn Saud ausgebrochen sind, die für diesen nicht unbedenklich sind,
da sie gerade von solch-enStämmen ausgehen, die seinerzeit die Haupt-
stützen Ibn Sauids bei der Aufrichtung seiner Herrschaft im Hedschas
gewesen sind.

Der Grund dieser Unrushen dürfte wie in Afgshanistan zunächst
einmal in der Unzufriedenheit der Stämme miit den Reformen zu

suchen sein, die Ibn Sau-d mit eiserner Faust in seinem Reiche
durchzuführen beabsichtigt in »die-m Bestreben, aus diesem Reiche
einen geordnseten Staat zu machen. Diese Reformen stehen zum Teil

im Gegensatz zu der Lehre Abdul Wahabs, die die religiöse Grund-

lage des Wahabitentums bildet und alles aufs schärfste bekämpft,
was geeignet ist, gegen dsie Vorschriften Mohammeds zu verstoßen
und den Menschen von der Befolgung dieser Vorschriften und den

in ihnen verankerten religiösen pflichten abz.ulenken, Daneben

aber scheinen bei den Unruhen in Arabien auch äußere Einflüsse-
eine erhebliche Rolle zu spielen. Diese Einflüsse dürften in erster
Linie wohl von

den bei-den früheren
Herrschern im Heid-
schas, König Hussein
und dessen Sohne
König Ali, aus-

gehen, dsie beide im

Iahve 1925 von

Ibn Sauid gestürzt
worden sind-.und seit
dies-er Zeit auf Cy-
pern beziehungsweise
in Bagdad in der

Verbannung leben.
Bei-de warten nur

darauf, den Königs-
thron von Mekka
und Medina wieder-

besteigen zu können,
und sie sehen eine

günstige Gelegenheit
hierzu gekommen
durch- dsie politische Spannung-, die zwischen Ibn Saud, Irak und.

Transjorda-nien, dann aber, da dies-e beiden Länder englischem
Mandat unterstehen, auch zwischen Ibn Sau-d und England besteht.
Sie hat ihren Grund in Absichten Ibn Sau-ds, die darauf hinaus-
laufen, alle arabischen Gebiete in dieser oder jener Form unter

seiner Führung zu vereinigen. —

Dies-e Absichten Ibn Sauds gefährden die Herrschaft der beiden

Könige-Feisal"und Ahdullah im Irak und in Transjovdanien, mit
denen Ibn Saud, da sie ebenfalls Söhne dies früheren Königs
Husfein sind, auch- persönlich verfesindet ist. Sie bedrohen gleichzeitig
damit aber auch eine der wichtigsten Grundlagen der englischen
Iliaschtstiellungl im nahen Orient angesichts der Rolle, die Arahien

alsGanzes dank seiner geographischen Lage in idem englischen Be-

streben spielt, über Arabien hinweg die Landbrücke zu schlagen
zwischen den englischen Besitz-ungen sinvAfrika und Indien, sowie
angesichts der Bedeutung, die sdie mesopotamischen Ölvorkommen für

Englands haben-. Die englische Politik hat ihnen »deshalb zunächst
durch Verhandlungen mit Ibn Saud entgegenzuwirken versucht und

hiermit anfangs auch Erfolg gehabt. Das Ergebnis der Verhand-
lungen war »der bekannte Vertrag von Djidida vom Sommer 1927,
in dem sich Ibn Saud verpflichtete, gegen die englischen Man-dars-

gebiete Irak und Transjordanien und die unter englischem pro-
tektorat stehenden arabischen Fürstentümer an der Westküste des

Persischen Golfs kein-e Angriffe zu unternehmen und die Regelung
der Frage der Zugehörigkeit der Städte Miaan und Akaba einem

späteren Zeitpunkt zu überlassen, die König Husfeinkurz vor seinem
Sturz auf englischen Druck hin an Transjoridanien abgetreten hatte,
von Ibn Saud aber als frühere Bestandteile des Hedschas zurück-
geforsdert werden. Dieser Vertrag wurde jedoch hinfällig, als der

Irak, um den innerarabischen Stämmen den Zutritt zu den Weide-

plätzen am unteren Euphrat zu versperren, entgegen einem im

Dezember 1922 mit idem Hedschas abgeschlossenen Abkommen be-

festigte Stützpunkte an der Grenze gegen Innerarabien zu anlegte
und als Antwort hierauf im Winter 1927J28 die verschiedenen
Wahabiteneinfällie nach dem Irak und nach Transjordanien er-

folgten. England versuchte es mit neuen Verhandlungen. Sie

fanden im Mai unsd August vorigen Jahres in Djidda statt, verliefen
diesmal aber-ergebnsislos. Ibn Saud bestawd auf Rückgabe der
Gebiete von Msaan und Akaba sowie auf Beseitigung der Befesti-

zumal diese den englischen Flieget- und panzerwagens
abteilungen als Stützpunkte für Unternehmungen gegen die in den

Irak eingefallenen Wahabitenstämme gedient hatten,

Ibn ödud

WAHABlTEN
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. Diese politische Tage in Arabien wird noch komplizisertservfdurkiidie Tatsache, daß sich in den letzten Tagen die Wahabiteneinfallein
denJWk wiederholt haben, dann aber vor allen Dingen durch Ple

eglerUngsskriseim Jrak. Sie hat ihren Grund in dem Anwachsen
er MkionalistischenBewegung im Jrak und dem Bestrebenzdesk
elb,en-sich aus der englischen Vorniundschaft zu befreien» Viele-

Bestreben Zeigt sich in den verschiedenen Forderungen des Irak an

EIJSUMTUderen wesentlichsteauf »die Aufnahme -d-eS«Jrakin den

Polkserbundund die Zurückziehung der im Lande befindlichen eng-

xsschenStrei.tkråfte,zum mindesten aber deren Unterstellungunter

spakisches Konimando hinauslaufen. England lehnt dies alles ab.
Es macht dabei nicht msit Unrecht geltend, daß sderJka gar INle
in der Lag-e sei, die Verantwortung für seine Verteidigungzu uber-

iikkhmelbund verlangt dar-über hin-aus seinerseits, daß der-·Jrat
samtlkche Kosten trage, die die Stationiierung der englischenStreit-

kräfte tin-d die englische Verwaltung in MesopotamienfEngland

Pkrursache Da eine Einisaung mit England nicht zu erreichen was-,
Tit ldas Bagdaider Kabinett« am 24. Januar zuruckgetretenDer Ruder-
triit erfolgte auf Druck der irakischen Natioiialisten und hat, da sich
diese Weigerii, die Regierung zu übernehmen, andererseits aber Jede

Blick in die Bücher
Wirtschaftsdemokratie. Jhr Wesen, Weg und Ziel. Her-

ausgegeben im Auftrage des Allgemeinen Deutschen Gewerk-

schaftssBundes von Fritz Naphtali. Berlin 1928. Verlags-
Sesellschaft des A.D.G.B.

.

Dieses Buch ist im Auftrage der freien Gewerkschaftenund im

Sine der Sozialdemokratischen Partei geschrieben;es stellt also
das wirtschaftspolitische Bekenntnis einer politischen Gruppe dar
und darf daher an dieser Stelle weder zustimmend noch ablehnend,
sandernnur berichtend betrachtet werden. Es ist aber andererseits
sur Sozialisten und Richtsozialisten gleich wichtig, die« An-

ffhauungendieses Bundes, der mit seinen 7 Millionen Mitgliedern
einen großen Teil der deutschen Arbeiter in sichschließt,·kennen-
zulernen, da eine wahre Volksgemeinschaft, die wir in fdiesen

ahren dringend brauchen, nur«an einer intensiven Kenntnis der

polltischen Freunde und Gegner beruhen kann.
» · «

Ver Anfang des Kampfes um die Wirtschaftsdemokratie ist die

Erkenntnis, daß jede wirtschaftliche Tätigkeit nicht nur dem per-
spmichen Interesse, sondern auch dem der Gesellschaft dient. Diese
Erkenntnis ist weder sozialistisch noch allzu neu. Schon vor dein

1kriege zogen Reich, Länder und Gemeinden die Konsequenzen
dteles Satzes, als sie lebenswichtige Betriebe (Gas, Wasser,«Ver-
kfeklrsbetriebe)verstaatlichten. Der Sinn dieser Handlungen ist«ja
klar: Solche lebensnotwendigen Betriebe müssen der Willküreins
Zelner Personen entzogen werden. Der Ausbau dieser«öffentlichen
Wirtschaft ist ein Weg zur Wirtschaftsdemokratie.uDie Selbstver-
waltungskörper der Wirtschaft (Reichskohlenratu. a), die Konsum-

könossenschaftem
die Reichsbetriebe (Banken u. a.) sind andere

e e.
.gan?klar und eindeutig bestimmbar sind, ebensowenig sind die

Wege festgelegt und ausgefahren. Aber alle«Wegesollen in das

eine Ziel münden: Aufhebung des Besitzprivilegs.
Das außerordentlich gründliche und sachliche Buch bespricht

außer dieser Hauptfrage noch die Stellung der Gewerkschaften im

Staat, die Demokratisierung des Arbeitsverhältnisses, des Bil-
«

dungswesens und faßt zuletzt die Gegenwartsforderungen für die

Wirtschaftsdemokratie zusammen. Es ist natürlich ein einseitiges
Buch und macht auch nie ein Hehl daraus; notwendig ist aber,

Denn ebensowenig wie die Ziele der Wirtschaftsdemokratie.

Regierung ablehnen, die nicht ihren Forderungen Rechnung trage,
im Jrat zu seiner ähnlichen Tage geführt wie seinerzeit in Ägypten.
König Feisal hat den irakischen Gesandten in London, Djafer
Pascha, der als früherer Ministerpräsident bei der Errichtung des

irakischen Staates ein-e bedeuten-de Rolle gespielt hat, nach Bagdad
berufen. Er scheint sich mit »dem Gedanken zu tragen, mit dessen
Hilfe wie in Ägypten idie Verfassung außer Kraft uind an ihre
Stelle die Diktatur zu setzen. Das aber wäre wiederum

Wasser auf die Mühlen an Sauds, der, wenn er auch bei seinen
eigenen Wahabiten zur Zeit mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen
hat, sich bei den Beduinenstäsmmen des Jrask und Transjordaniens
zunehmender Belisebtheit erfreut und von diesen als Befreier
Arabiens aus seiner jetzigen Fremd-herrschaft angesehen wird.

Die politischen Verhältnisse in Arabien sind bisher nicht so
sehr hervorgetreten wie die Unruhen in Afghanistan, weil sie von

diesen überschattet wurden. Das aber wird sich schon in allernächster
Zeit vermcutlich ändern, nachdem die Lage in Afghanistan eine Ent-

wicklunggenommen hat, mit der die englische Politik wohl zufrieden
sein kann.

Hans Roshde

daß es auch von Nichtfozialisten gelesen und durchdacht wird, damit
aus einer Gemeinschaftsarbeit aller Deutschen die neue Wirtschaft
entsteht, die wir bitter nötig haben.

Gothaisches Jahrbuch für Diploniatie, Verwaltung und Wirtschaft,
160. Jahrgang 1929. Justus Perthes, Gotha. 796 S. Pr.: 24-M·.

Dieses Rachschlagewerk ist wieder in seinem alten Gewande

erschienen. Es gibt kein Staatswesen der Erde, über dessen politische
Organisation; Ausdehnung und wirtschaftliche Bedeutung es nicht
genaue Auskunft gäbe. Nach einem festen Schema werden genaue
Angaben über alle Gebiete des politischen Lebens der einzelnen
Staaten gemacht: Verfassung, Regierung, Behörden, diplomatische
Corps und Vertretungen, politischer Machtbereich, Fläche und Be-
völkerung, öffentlicher Haushalt, Erzeugung, Handel, Verkehr, Heer.
Dazu kommen noch die außerordentlich verdienstlichen Angaben
über den Völkerbund und die verschiedenen zwischenstaatlichen
Korporationen und Ausschüsse, die in der modernen Politik eine
Rolle spielen. Man muß staunen und geradezu Respekt haben vor

der geistigen Leistung, die in diesem vorbildlichen Werke steckt. Mag
eine Frage gestellt wer-den, nach- irgendeine-r diplomatischen Ver-

tretung z. B. in Wladiwostok, nach der Zusammensetzung des Kar-

dinalsiKollegiums, fnach dem Handel von Haiti und seiner Zu-
sammensetzung- lim einzelnen, nach der Nationalhymne der Japaner,
nach der NationalitätensVerteilung in Lettland, nach den Ordens-

auszeichnungen Persiens, nach den deutschen Zeitungen in der

Republik der Wolgadeutschen — jede dieser Fragen, ja jede beliebige
Auskunft über Tatsachen des politischen Lebens der Staaten der
Erde wird hier erteilt.

Das Jahrbuch«istund bleibt ein Konversationslexikon der inter-
nationalen Staatenpolitik im Handformat. Wir möchten ihm eine
immer weitere Verbreitung wünschen sowohl in den Redaktionen
wie bei den Behörden, den wirtschaftlich-en Büros der Einzel-
firmen wie der großen Verbände. Dort überall gehört es zum
täglichen Hanidswerkszieuigy Dies Oorbildlichedeutsch-e Unternehmen
verdient auch aus nationalen Gründen nachdrückliche Unter-

stützung durch weiteste Verbreitung. Z.

«

Zum Tode Wilhelm Von Bettes
Diie Gestalt Wilhelm von Bod«es, des Generalsdzirektors»derBer-

lin-er staatlichen sMiuseen, war schon bei seinen Lebzeiten von

Gegend-en umwob-en wie die Gestalt irgendein-esGroßenvergangen-er

Jahrhunderte Unzählige Geschicht-en ging-sen uber·i-hn.um, «Ge-
schichten svon seiner Klugheit, seiner Selbstherrlichkeitzseinem
überlegen-enWitz, von sein-ein Temperament inf seine-r Arbeit, seinem
Beruf, seinem Wirken für sein-e MUscseiL DIEngmzkWelt fasklM

diesem groß-en schlaniken Mann mit dem niedersachssischenblonden,

glatt zurückgestrichenenHaupthaar, dem bis fast zuletzt nochblonden
Schnurrbart unsd den kühl-en,hell-en Augen hinter den Brillenglasern
den unigekrönten König nicht nur seiner Sammlung-ensondern dies

- gcmZsen ungeheuren Bereichs der Kunst, des Kuiisthandels, der Kunst-
geschichte.

·
Wilhelm von Bode: das waixs nicht nur ein großer Kunst-

ktistorilier und Illuseumsmiensch; dias war ein Mann svon solchem
Form-at daß er all-ein als Mann, als menschliche Erscheinung, nicht

bloß durch seine Leistung, seine gelehrte und organisatorische Tätig-
keit sdxieWelt hypnotisierte Sie umgab ihn mit Gegenden wie einen
König oder einen großen Ksünsstlerzsie stellt-e ihn auf ein-en Platz
ganz für sich, und zwar die fremde Welt draußen genau so wie
die deutsche. Mit Bode hat die gesamte europäischeund außereuros
päiischeWelt, ldie sich mit alter Kunst, ihrem Sammeln, ihrem Er-
kennen und Bestiinmen abgibt, ihre wesentlichsteFührergestaltverloren.

Man hat von Bode woshl gesagt, daß ier so recht der Museums-
direktor der wilheliminischen Zeit gewesen wäre. Richtigser ist zu
sagen, daß er der recht-e Führer der Berliner Museen in eben jener
Zeit gewesen ist, »die zum ersten und zuigleich zum letztenmal die

Iliöglichkeit bot, die Berliner Sammlusngen aus ihrer preußischen
Stille herauszureißesmden alte-n großen- Galserien im Reich gleich-
zustellen und ihnen darüber hin-aus eine führen-de Stellung im

Reigen der europäischen und außsereuropäisschenMuseen zu sichern.
Wilhelm von Bad-e hatte das unerhörte- sGl-iick, als Beamter nicht
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nur die ihm gemäße Stelle, sondern, swias vielleicht noch viel wichtiger
ist, die ihm gemäße Zeit zu finden. Er muß selbst irgendwo in sich
ein Gefühl dafür gehabt haben; die selbstverständlicheSicherheit, mit

der er eigentlich von Anbeginn seinen Weg gegangen ist, der abso-
lute Glaube an sein Recht und seine Überlegenheit sprechen dafür.
Und ebenso spricht dafür die Besessenshesit,mit der cdieser Mann Zeit
seinesLebens für die ihm unterstellt-en Saimmlungen gearbeitet, zu-
sammengebracht, gewirkt hat. Es war, als ob er das Gefühl hatt-e,
daß er all-ein, allein in diesen Jahr-en, in die sein Leb-en fiel, noch
imstande war, die Aufgabe, die er sich selbstgestellt hatte, zu lösen,
das große Ziel seines Ehrgeizes zu er-

reichen usnd die Europäisiserunsg der
alten preußischen Sammlungen zu voll-

bringen. Die Jahre des aufsteigenden
Ka«iserreiches,die ersten Jahrzehnte, in

denen in Deutschland seit Jahrhunderten
wieder einmal so etwas swie Reichtum
zu wachsen begann und Bosdes frucht-
barste Jahre fielen zusassmmenz es war

als ob dies-es glückhafte Schicksal emp-
fand, als iob er ahnte, daß er der letzte
war, lder erste und der letzt-e, dem dies

zuteil wurde, und nun mit all seiner
Vitalität, mit all seinem Eglan, seinem
hellen, kühlen Geist an das Werk

heranging.
Wie groß-dieLeistung, wie gewaltig

dieses Werk im STan der mehr als vier

Dezennien, die Bode an den Berliner

Museen wirkte, geworden ist, übersehen
heute die wenigsten. Dsas Schicksal
forderte den Tribut von ihm, daß es ihn die Vollendung seines
zweiten größeren Museumsbaues, des Deutschen Museums, nicht mehr
erleben ließ. Es liegt kein Grund vor, deswegen von Tragik in seinem
Leben zsu sprechen. Wer soviel leisten, soviel Erfolg, soviel Un-

erkennung und Würden mit heimbsringsesn konnte und wer über-dies

der Welt und dem Leben so überlegen gegenüberstand wie Wilhelm
von Bode, für den paßt der Begriff Tragik schlecht. Es ist aber

Tatsache, daß, wen-n man von den Eingeweihten absieht, »den ganz-en

Umfang der Arbeit, ldsie teils er selbst geleistet hat, usnd die teils

unter sein-er Führung svon anderen geleistet worden ist, heute nie-

Berziner JEAN-artenr-Gesezlsebajt m. b. E. Voll sdesn

mand recht albzuschätzenvermag. Es würde ein groß-es Erstaunen
geb-en, wenn allein das Kaiser-Friedrich-Museum einmal, wie man

vor-geschlagen hat, all die Werke »in einigen Sälen zur Unsstellung
vereinigen würde, die unter Bodes Herrschaft dorthin gekommen
sind. Genau so würde es in den Sasmmlungen dies Deutschen
Museums bei den christlichen Ultertümern gehen, bei denen der

Doktor Wilhelm Bode einst seine Laufbahn bei den Berliner Museen
begann, bevor man ihm die Gemäldegalerie in die Hand gab.
Und als drittes käme »das Ussiatische Museum hinzu, das er für sein
Leben gern Idrarußeniin Dahlem geschaffen hätte, wo Bruno pauls

Museumsbau heute als trauriger Torso
steht, während idie Schätze, die dort ihre
Aufstellung finden soll-ten, zum großen
Teil noch in Kisten »und Kasten der

Usufserstehung harren.
Die ganzen Berliner Muse-en haben-

solange Bode ihr Genieraldsirektor war,

groß-e Zeit gehabt. Sie sind alle über

iihre alten Grenzen hin-ausgewachsen
und haben Dimensionen angenommen,
die ihre heutigen Formen eigentlich weit

überschreiten. Man kann ohne Über-
treibung sagen, daß heute kaum einer,
der nicht vom Bau ist, eine Vorstellung
von dem hat, was die Berliner Museen
eigentlich besitzen und was sie während
Bodes Herrschaft zusammen-gebracht
haben. Vom P.erga-mon-Ultar bis zu
den Schätzen des Völkerkundemuseums,

sostasiatischen Kostbarkeiten
bis zu den alten deutschen Plastiken

sind ungeheure Reichtümer heute unzugänglich, weil der Platz
für sie fehlt, weil die alten Räume überquellen, neue teils noch
nicht fertigte-ils nicht beschaffbsar sind. Wilhelm svon Bode hat
seinen Erben ein Reichl hinterlassen, an dessen Aufbau und Ord-

nung nicht bloß die nächste Generation zu tun haben wird. Er

hätte es sicher gerne noch selber aufgebaut und daneben noch mehr
Material für ein paar neue Reiche ihinzuerworbenz er konnte sich
mit dem Bewußtsein zur Ruhe legen, soviel zu hinterlassen, daß
später Kommende das kaum als Ergebnis nur eines Lebens an-

sehen wer-den. Paul Fechte r.
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schmldt’sch«er-

". ge-
- brauchs-

fertige .

Winter-

«
fütterg.

« j«
.- j««vix-IN )

Paekg.
—

-

postfrei
f-! » « 2 st. 2.20 M.

« J est. 5,50M.
s

» HJJ 158t.12,50M.
sowie

Berlepsch’-
sehe Nist-

höhlen und

Futter-gerate
vom Alleinhersteller

klein. si- li r l cl. liiiran (lfiasll.)

til-I- l-

P
,

ist lhre Gesundheit-
gvsssie Ver-missen

Sie kräftigen dieselbe in vorzüg-

iolnin latei-

Pllllllllllillllllls
wohlschmeekend u. gesund,
gar-amtiert, rein, mit Zucker

eingekoeht. 10 Pfd.-Ei1ner,
Postkolli 3,75 M., 25 Pfd.-

Bahnkolli 8.50 M., Fässer

mit 35—140 Pfcl. a Pfd.

0,34 M., Yierfruchtrnarme-

lade,f..Qua1.,10 Pfd.-Eimer

5,50 M., ff.Riibensaft, beste

Qualität, 10 Pfd.-Dose3,15hl,
Preise ab hier, gegen Nachh.

HE!NR. EcksTElN Kon-

servenfah.-MagdeburgN.450

Abessinierbrunnen
.,.z,;·

kann jeder
selbst aufstel-

len. Manschet-

ten u. Klappen
sow. sämtliche

Ersatzteile, für

alle Pumpen
passend, sofort

lieferbar.

lllustrierte Preisliste gratis.
A. scheu-nann, Pampen-
fabrik, Berlin N 300, Ohr-ius-

seestralie 88

llllsilHil.illllillillllllsillllllill
werden 18 Mtr. Damenstoff oder 9 Mtr. Herrenstoff sehr
schön und billig umgearbeitet, ebenso Zu Teppichan
Läufern und Bettvorlagen, Schlaf-, Pferds-» nnd Kuh-

0berh. Verlangen Sie Muster und Anfertigungspisois.

-

va
seit 35 Jlin verlriil 0 l 0 -

K E .i»DiePosi« eure In-
6 W

. »den-M Hei-M- Kameras. Z a lii u n g s e r l.
UT « - sel. sksuspksmisg, ZU 10 KIOllälielL Iilstsc

Wilhelm-hav.-R.2. Posllacli esJ Ip no k o. H »H. sjnzjg,skh·

Ho n is It c s- sI SI-

saehgemäB gewonnene u. behandelte Edelware von

köstlichem Aroma u. unübertroffener Heilkraft Behörd-

19281t. amtl. Beurkundung: 1615 freiwillige Anerkennun-

gen, durch Empfehlung alter Kunden 2069 neue Post-

sie bemustertes Angebot! Preise ermälligtk

Irosisnkerei u- Honigs-auslau-

deeken. WOLLWEBEREl HElNR. SElM, Lardenbach 72,

Mess« Hen· Fuh. spezialhaus liefert erstkl.

Probe-Nr. gr. Verlag »Die Posi« kostenlos

bevorzugen Honig untengenannter Firma. Gewähr für

liehe Aufsicht verbürgt Reinheit. Zählen beweisen-

kundenl ln einem Monatle44 Nachbestellungen! Po r d c- r n

Idol-ers Ists-heil, Eber-back- sa- III

Neu erschienen:

Uneuiveariitiiegbang-Lettauillklag

Ste-

fiuden alle

wichtigen Fragen

des täglichen
"

Ws 6 Z W Ms Uso-O—-D Z

Haus-Beginn

beantwortet !

nannte Leuen

mit über

Z 1700 Seit. Text
·-

«

in Ganzleinen
illklilllnsebe«gebunden 38.——Nil-W

zahlbar auch in
Monatsraten von

. 4.—
Wir liefern
porto- und

verpackungsfrei !

iichster Weise durch die ärztlich allgemein anerkannte

Expantsevssymnastilh
Täglich 10 Minuten bringen bestenkrfolg

seifert stahl-Expander mit 5 Federn-. . Roll. 7.20

üummistrangsExpander mit 6 Kabeln . . RM.10.80

Kinder-Expander(f.8-13.l.) m·3 Cumtnjlcabeln RM 4.—

mit 4 Kabeln Wust-so einschl. illustr. Ubingstafell Jeder

Apparat i-St beliebig Versteilbar u. verbürgt beste Qualitäts-
arbeit. 8 Tage zurAnsicbt, zablbar innerhalb liTagem bei
Nachnahmi besteilung erfolgt Lieferung portofrei. Eil-Ort

B.-Baden, Ausland nur Nachri. Viele Dankschreihen.

Paul seifert, Expander-Apnarale, B.-Bade"n 51

nur rnit- una staats-ne.anst’en
Ulltl lclllcll Mll Icslclll ciclllcllllllcll

liefern wir seit 1884 direkt ab unserer Fabrik

Oberbetten,
Illllckhclchs, pllllllclllls lllICI Hisscll

streng diskret auf Il, Jahr Ziel, gegen monatliche Ratenzahlungen,
erste Zahlung l Monat nach Lieferung zu unseren streng festen Kasse-

preisen. Jedes Bett wird nach Wahl der Bettfedern und stofie für
·

jeden Kunden besonders angefertigt-

IIcIIIc IIIIlIL., IIIIlItIcMckI. NCCIIIICIIMCMIICII .

1. Über 400 000 Kunden in über ltl 000 städten u. Orten Deutschlands
2. Mehr als 100 000 Kunden haben zum 2. Male und öfter nachbestellt
Z. Viele Kunden schreiben, dal3 solch gute Betten am eigenen Platze

zu diesen Preisen nicht zu kaufen sind.

Obige drei Angaben sincl amtlich geprüft und notariell bestätigt

liebr. liess-neun a.-(i., nein 149
Iklckck sic. III

G r ö B t e s spezialhaus Deutschlands in nur 0berbetten, Unterbetten«
Plurneaus und Kissen. - Gegr. 1884. —- Da wir weder Reisende noch

Agenten haben, zahlen wir keine Provisionen usw. und sie haben dadurch
den Nutzen und au Berdem Gewähr für strengste Verschwiegenheit. Be· -

stellen sie daher in ihrem eigenen interesse. Muster und Preisliste

gratis. Auch sie werden bestimmt unser Kunde-

Nach den neuesten Quellen bearbeitet von Oska r Hoffmann unter Mitwirkung von

bedeutenden Fachgelehrten, z. B. Syndikns Dr. Schwing-. Oberstudienrat i. R-
Profeffor Dr. Leitsmann, Professor Dr. Groth, T-iploni-Lptiker G. Bohr usw.

Aus dem

Band I

Bechteberatpn
l. Der Zivilprozeß j il. Das Sachetti-echt
Der Strafprozeßi 111. Das Familienrecht X
VI. Das Erbrecht J V. Das Handelsrecht
Das staatliche Ve’rficherungswefen, Das

Steuerwefen, Der Kraftfahrzeugverkehr,
Das Kostenwefen.

Der schriftliche Verkehr mit Behörden
und Gerichten.

Rai-geber in Geldangelegenheiten.
Bearbeitet von Syndikns Dr. Scheuing.

Orthographisches Würterbuch
Allgemeines Fremdwörtetbuch·

Gutes Deutsch in Wort und Schrift.
Wiebilde und ftätke ich mein Gedächtnis-?

Von Privatlehrer Genthe«
Ratgebet für Freunde der Amme-ur-
photographir.VonDipl.-Optiker G. B o h r.

Mit vielen Abbildungen-
Band 11

Werts-alle Winke für Büche,
Haushalt und Familie.

l. Praktische Winke zur richtigen Ernäh-
rung für Gefunde und Kranke mit

belehrenden Tabellen über Ven-
dauung und Nährgehalt.

ill. Hauswirtschaftliche praktische
«

Winke aller Art, Mittel für Beseitigung

J n h a l t:

von Flecken XSänberung, Pflege und Be-

handlung von Kleidungsstücken aller Art
Tsie Schnhpflegc ,- Tas Reinigcn der Hand-
schuhe ,- Die Hutreinignng ,« Tie Pflege
der Betten ,- Das Reinigeu von Spiegel--
und Fensterfcheiben Behandlung und

Pflege der Möbel J Die Behandlung Von

Schmuckgcgcnftänden usw.
Anhang: Hang-wirtschaftliche Winke für

Blumenpflegc, Gemüfcanbau, Keller-wirt-

schaft, Haustierzucht usw.
1v. Ratschläge für Kindcrcrziehnnn,

Berufswahl der Kinder usw. Mit An-

hang: Der gute Ton und die feine
Sitte. Bearbeiter von Prof. Dr- Greift

Die Gesundheit-pflegt in

Einu- und Familie.
i.Beliebte und bewährte Haue- und

VolksbeilmitteL
li. Erste Hilfe bei plönlichen Et-

krankungen und Unglücksfällem Fieber-
messung -" Verletzungen, (Quetichungen,
Wunden) J Blutungen l Verbrennungen
und Verbrühungcn ,- Wiederbelebung Er-
trunkener, Erftickter und Erhängter Er-
frierungen JVergiftuugen »s-Knochenbrüche
Hitzschlag l Blutstukz f Magenblutung
Krämpfe iOhnmacht

Anhang; Erlennnngsnierkmalr
der wichtigsten Krankheiten (Symp-
tomatologie).

Heide Hände sind auch rinzeln tiefer-bar:

Hand I zu Bäu. 25.— Hund ll zu ZW, 15.——-

Deutsche Beamten-buchbandlung
Anstalt des Deutschen ?-Beamten-Wittfchaftsbundes

Veilellitlleili :· Ich bestelle bei der Deutschen Beamten-Buchhandlung, Buchvertriels
des Beamtenschriftenberlages G. m« b. H» Berlin SW 48, Friedrich-

straße 240—241, Abteilung H, Bergmann 385(): Familienratgeber zum Preise von

............ »

— gegen Monatsraten a

folgt gleichzeitg — folgt auf Postfchecklonto
·

(Erfüllungsort:

Name u. Stand: .......................................... ..

i

— der ganze Betrag — die 1. Rate —

Berlin 132721 —- folgt am: ............ »

Berlin-Mitte.)

...... ..Ortu.T-atum

Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäßPreis-gesetz- Ministetialrat Dr. Strahl, Berlin. —- Für den Unzeigenteilr Walter Schmiedicke, Berlin SW tlss. —

Unzeigenprels: Vie bgefpaltene nun-Höhe kostet 40 Pf. Rabatte, Beilagenpreife und sonstige Jnfertionsbedingungen laut Tarif dersUnzeigenverwaltung. —- Alleinige Unzeigens
annahniee Dr. Waltet setzefand UnnoncensExpeditiom Berlin SW ts, Friedrichstn 239. Fekntufx Fl- Bergniann 6848. —- Offfetdkuckz W. Bürenstkin, Berlin SW C-

242

»


